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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Stimmung in der Bevölkerung

2016 hatte das BFS zum ersten Mal eine Erhebung zum Zusammenleben in der Schweiz
durchgeführt, womit auf Grundlage von 3'000 befragten Personen die Einstellung der
Bevölkerung in der Schweiz gegenüber einzelnen Bevölkerungsgruppen untersucht
worden war. Erste Resultate legte das BFS im Oktober 2017 vor. Die Schweiz sei vielfältig
und differenziert, eröffnete der Bericht: So beheimate sie 190 Nationalitäten und zehn
verschiedene Religionen. 36 Prozent der befragten Personen gaben an, sich durch die
Anwesenheit von als «anders» empfundenen Personen gestört zu fühlen; das
Anderssein bezog sich dabei auf die Nationalität, die Religion oder die Hautfarbe. Die
Erhebung ging des Weiteren spezifisch auf die Einstellung zu den drei
Bevölkerungsgruppen Musliminnen und Muslime, Jüdinnen und Juden und
dunkelhäutige Personen ein. Dabei zeigte sich, dass der grösste Unmut gegenüber den
Angehörigen der islamischen Religion besteht: 17 Prozent der Bevölkerung hielten
negative Aussagen zu Musliminnen und Muslimen für zutreffend, geringer fiel dieser
Prozentsatz für die jüdische (12%) und die dunkelhäutige Bevölkerung (4%) aus. Zudem
nahmen 66 Prozent der Befragten Rassismus als gesellschaftliches Problem wahr.
Allgemein zeige sich die Bevölkerung jedoch tolerant gegenüber Ausländerinnen und
Ausländern, schlussfolgerte das BFS. So waren 56 Prozent der Befragten der Meinung,
dass die Integration von Migrantinnen und Migranten in der Schweizer Gesellschaft gut
funktioniere. 64 Prozent der Befragten waren dagegen, Ausländerinnen und Ausländer
bei Arbeitsplatzknappheit wieder in ihre Heimat zurückzuschicken. 60 Prozent
begrüssten das Recht auf Familiennachzug, 56 Prozent befürworteten eine
automatische Einbürgerung der zweiten Generation und 68 Prozent verneinten die
Aussage, dass Ausländerinnen und Ausländer die Ursache für eine allfällige Zunahme
der Arbeitslosigkeit seien. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.10.2017
SAMUEL BERNET

Rechtsordnung

Privatrecht

Mit der diskussionslosen Annahme einer Motion Fiala (fdp, ZH) sprach sich der
Nationalrat im März 2017 dafür aus, dass der Bundesrat die Kriterien der
Beaufsichtigung bei kirchlichen und religiösen Stiftungen künftig klar zu präzisieren
habe. Zudem soll die bestehende Pflicht zur Eintragung ins Handelsregister
durchgesetzt und bei Nichteinhaltung sollen Sanktionen erlassen werden. Gemäss dem
privatrechtlichen Konzept der Einheitsstiftung sind kirchliche und religiöse Stiftungen
bei nicht vorhandenen Sonderregelungen dem gleichen Recht unterstellt wie nicht-
kirchliche Stiftungen. In der Praxis werde dieser Unterstellung jedoch oft nicht
nachgelebt, weshalb mit der Motion gewährleistet werden soll, dass die
Religionsgemeinschaften das staatliche Stiftungsrecht beachten. 2

MOTION
DATUM: 17.03.2017
KARIN FRICK

Auch die Mehrheit der RK-SR schloss sich der Meinung des Nationalrates an und
erachtete die Präzisierung der Anforderungen an die Aufsicht über kirchliche und
religiöse Stiftungen als notwendig. Auch bei kirchlichen und religiösen Stiftungen
bestehe ein Missbrauchspotenzial bezüglich Geldwäscherei und
Terrorismusfinanzierung, weshalb es unvorsichtig sei, deren Aufsicht allein der jeweils
betreffenden Religionsgemeinschaft zu überlassen. Gegen die entsprechende Motion
Fiala (fdp, ZH) argumentierte eine Kommissionsminderheit, die Aufsicht durch
innerkirchliche Gremien sei basierend auf dem speziellen Verhältnis von Staat und
Kirche historisch gewachsen und grundsätzlich wirkungsvoll. Aufgrund weniger
Missbrauchsfälle die Aufsicht über sämtliche kirchliche Stiftungen zu verschärfen, sei
unverhältnismässig. Der Ständerat schlug in der Herbstsession 2017 einen Mittelweg ein,
indem er die Motion ohne Gegenstimme an die Kommission zurückwies. Diese soll nun
prüfen, die Motion dahingehend abzuändern, dass Stiftungen, die einer anerkannten
Landeskirche zugehörig sind, von den neuen Regelungen ausgenommen werden. 3

MOTION
DATUM: 18.09.2017
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.21 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Nachdem der Ständerat als Zweitrat die Motion Fiala (fdp, ZH) betreffend die
Verschärfung der Aufsicht über kirchliche und religiöse Stiftungen an seine
Kommission zurückgewiesen hatte, befasste sich die RK-SR im April 2018 zum zweiten
Mal mit dem Vorstoss. Nach Anhörung der betroffenen Religionsgemeinschaften kam
sie zum Schluss, die geforderten Massnahmen versprächen nicht genügend Erfolg bei
der Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung. Dies seien weniger
Aufgaben der Stiftungsaufsicht als vielmehr der Strafverfolgung. Ausserdem könnten für
diese Problematik nicht nur Zahlungsströme von Stiftungen, sondern auch von
religiösen Vereinen relevant sein, weshalb die Kommission der Ansicht war, es müsse
eine von der Rechtsform unabhängige Lösung gesucht werden. Eine diskriminierende
Unterscheidung zwischen Landeskirchen und anderen Religionsgemeinschaften, wie es
der Rückweisungsantrag zu prüfen vorgeschlagen hatte, lehnte die Kommission
ausdrücklich ab. Aus diesen Gründen beantragte sie ihrem Rat nun die Ablehnung der
Motion. 4

MOTION
DATUM: 26.04.2018
KARIN FRICK

Nach seiner vorberatenden Rechtskommission kam in der Sommersession 2018 auch
der Ständerat zum Schluss, die Motion Fiala (fdp, ZH) sei nicht der richtige Weg, um
Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung durch religiöse Stiftungen und Vereine
entgegenzuwirken. Mit 34 zu 1 Stimme bei 4 Enthaltungen lehnte er den Vorstoss ab. 5

MOTION
DATUM: 29.05.2018
KARIN FRICK

Grundrechte

Le parlement a délibéré de la suppression des articles confessionnels d'exception
proposée fin 1971 par le Conseil fédéral. Le Conseil des. Etats a approuvé sans
opposition et sans contre-proposition la radiation pure et simple des deux articles 51
et 52 et a consenti à ce que, pour la votation populaire, l'on ramène la révision à une
seule et unique question. Le débat fut plus mouvementé au Conseil national, mais le
résultat fut identique. Seuls quatre représentants des nouveaux groupements de droite
s'opposèrent à l'entrée en matière. D'autres propositions furent justifiées par le désir
de faciliter l'assentiment populaire: les représentants de l'UDC notamment essayèrent
de calmer l'appréhension à l'égard de l'activité future des jésuites en proposant des
dispositions aptes à protéger la paix confessionnelle ; de leur côté, grâce à la
suppression des limitations qui d'ailleurs touchent aussi d'autres confessions
(obligation d'une autorisation pour l'érection de nouveaux évêchés, non-éligibilité des
ecclésiastiques au Conseil national), les députés socialistes ont voulu donner un aspect
plus neutre au projet. Pour finir, une votation séparée sur l'un et l'autre article parut
propre à dissiper l'idée d'une manipulation. Toutefois, lorsque les groupes démo-
chrétien, radical et indépendant eurent décidé de se borner à la radiation des articles
51 et 52, toutes les adjonctions au projet furent écartées. Et l'on ne trouva pas non plus
de majorité pour le double vote. Mais le Conseil national adopta trois motions
proposées par sa commission; elles chargeaient le Conseil fédéral de faire des
propositions sur la suppression des dispositions d'exception qui ne tombaient pas sous
le coup de la révision (clause concernant les évêchés, éligibilité des ecclésiastiques)
ainsi que sur la promulgation d'un article relatif à la protection des animaux, qui
modifierait l'interdiction de l'abattage rituel. Le Conseil des Etats approuva ces
propositions en décembre, dans la mesure od elles n'avaient pas déjà trouvé de
solution dans le message publié en novembre au sujet d'un nouvel article 25 bis. Celui-
ci devait faire de la protection des animaux une affaire de la Confédération; jusqu'à
l'entrée en vigueur de la législation d'exécution, une disposition transitoire de la
Constitution fédérale maintiendrait l'interdiction de l'abattage rituel. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.1972
PETER GILG
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Innere Sicherheit

In der Frühjahrssession 2017 nahm der Ständerat als Erstrat eine Motion Jositsch (sp,
ZH) zum Schutz religiöser Gemeinschaften vor terroristischer und extremistischer
Gewalt an. Die Motion verlangt, der Bundesrat solle gemeinsam mit den Kantonen
aufzeigen, durch welche weitergehenden Massnahmen religiöse Gemeinschaften, die
der Gefahr von terroristischer und extremistischer Gewalt besonders stark ausgesetzt
sind, besser geschützt werden können und welche gesetzlichen Grundlagen dafür
vonnöten wären. Der Bundesrat hatte die Annahme der Motion beantragt; er sei sich
der besonderen Bedrohung einiger religiöser Gemeinschaften und Minderheiten –
insbesondere der jüdischen Gemeinschaften und deren Einrichtungen durch
islamistischen Terror – bewusst und begrüsse eine verstärkte Zusammenarbeit zu deren
Schutz. 7

MOTION
DATUM: 09.03.2017
KARIN FRICK

In der Frühjahrssession 2018 hiess auch der Nationalrat die Motion Jositsch (sp, ZH)
zum Schutz religiöser Gemeinschaften vor terroristischer und extremistischer Gewalt
diskussionslos gut. Im Namen der RK-NR unterstrichen Erich von Siebenthal (svp, BE)
und Lisa Mazzone (gp, GE) die hohe Bedeutung der Zusammenarbeit von Bund,
Kantonen und Gemeinden sowie der Polizei, um diese Lücken im verfassungsmässigen
Bevölkerungsschutz zu füllen. Seit 2017 setze sich eine Arbeitsgruppe mit der
Ausarbeitung eines Konzeptes zur Unterstützung von besonders gefährdeten
Minderheiten auseinander und prüfe Möglichkeiten zur Ergänzung des geltenden
Rechts, um die Bundeskompetenzen zu erweitern, so Justizministerin Sommaruga.
Aufgrund der kantonalen Polizeikompetenz liege die Verantwortung zur Umsetzung
solcher Schutzmassnahmen jedoch vorwiegend bei den Kantonen. So sei die Absprache
zwischen Bund und Kantonen unabdingbar. 8

MOTION
DATUM: 07.03.2018
CATALINA SCHMID

Landesverteidigung

Militärorganisation

Jean-Luc Addor (udc, VS) souhaite que l'assistance spirituelle pour les militaires soit
confiée exclusivement à des aumôniers protestants, catholiques romains et
catholiques chrétiens. Pour ce faire, il demande de compléter l'article 31 de la loi
fédérale sur l'armée et l'administration militaire (LAAM). Il serait, par rapport aux
aumôniers précités, plus difficile de déterminer les affiliations «aux Eglises» des
aumôniers musulmans. De plus, Addor craint que l'armée ne devienne «un foyer du
prosélytisme islamique, voire de recrutement de soldats du djihad». 
Lors de l'examen préalable, la CPS-CN propose de ne pas donner suite par 15 voix
contre 8. La majorité des membres ne veut pas inscrire cette idée dans la loi et émet
des critiques à l'égard des buts poursuivis par la requête. Une minorité appelle à
modifier la loi, estimant la législation actuelle lacunaire.
Le Conseil national ne donne pas suite à l'initiative par 102 voix contre 67 et 9
abstentions. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2019
DIANE PORCELLANA

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Lärmschutz

Für die einen verursachen Kirchenglocken einen melodiösen Klang mit kultureller
Bedeutung, für die anderen lediglich Glockenlärm, der sie um den wohlverdienten
Schlaf bringt. Unter Berufung auf eine ETH-Studie aus dem Jahr 2011, die aufgezeigt
hatte, dass bereits bei Glockenklängen von geringer Lautstärke mit Schlafstörungen zu
rechnen sei, klagte ein Wädenswiler Ehepaar beim Zürcher Verwaltungsgericht gegen
das viertelstündliche nächtliche Kirchengeläut und bekam Recht: Gemäss dem Urteil
des Verwaltungsgerichts hätten die Kirchenglocken in Wädenswil deswegen nur noch
stündlich läuten dürfen. 
Wie vielen traditionsbewussten Bürgern der Schlaf geraubt wurde, weil sie sich über die
Kläger aufregten, ist nicht bekannt, aber mit Sicherheit waren es einige. Denn der
Glockenlärmstreit entpuppte sich nicht lediglich als eine einfache
Meinungsverschiedenheit, sondern eher als Kulturkampf, als Kritik am universitären

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 13.12.2017
MARLÈNE GERBER
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Elfenbeinturm und als Appell für die Rechte der Tiere: Sukkuriert von einer Petition mit
2000 empörten Unterzeichnenden zogen die Kirchgemeinde und der Stadtrat das Urteil
weiter ans Bundesgericht, das sein Urteil zum ersten Mal im Wissen um die ETH-Studie
fällen musste. Vor Erscheinen der Studie hatten die Richter in Lausanne geurteilt, dass
ein öffentliches Interesse an der Aufrechterhaltung der viertelstündlichen
Glockenschlag-Tradition bestehe. Gemäss NZZ in «negative Schwingungen» versetzt
worden war auch SVP-Präsident Albert Rösti, der an einer Delegiertenversammlung zur
Dekoration verschiedener Persönlichkeiten den Zerfall der eidgenössischen Werte
beklagte. Denn aufgrund der ETH-Studie hatte sein Heimatkanton im Sommer 2016 der
Gemeinde Worb (BE) den viertelstündlichen Glockenschlag untersagt. Den Ärger der
Bevölkerung hatte auch eine Holländerin in der aargauischen Gemeinde Gipf-Oberfrick
im Jahr 2015 zu spüren bekommen, als ihr aufgrund ihrer Immissionsklage gegen das
Kirchengeläut die Einbürgerung verwehrt worden war. Ebendiese Person gründete
zudem eine Protestbewegung zur Befreiung der Kühe von Kuhglocken und konnte sich
auch dabei auf eine ETH-Studie (2014) berufen, die folgerte, dass durch das Gewicht
und den Lärm die Gesundheit der Tiere beeinträchtigt werde. Dies wiederum versetzte
dann Nationalrat und Bauernverbandsvizepräsident Jacques Bourgeois (fdp, FR) in
Rage, was ihn zum Einreichen einer Interpellation bewog, in der er den Bundesrat
fragte, wie die Regierung gedenke, solche wissenschaftlichen «Auswüchse» zu
verhindern und sicherzustellen, dass öffentliche Gelder «gut eingesetzt werden» (Ip.
14.3907).
Das Bundesgericht blieb auch in seinem jüngsten Urteil im Dezember 2017 bei seiner
Meinung. Es rechnete vor, dass der Verzicht auf den Viertelstundentakt die
Aufwachreaktionen (bei gekipptem Fenster) pro Nacht von 2 auf 1,5 reduzieren würde.
Diese minimale Verbesserung stünde in keinem Verhältnis zum öffentlichen Interesse
und ein entsprechendes Urteil würde einen starken Einschnitt in die
Gemeindeautonomie bedeuten in einem Bereich, in dem der Bund keine
Lärmgrenzwerte festgelegt habe. Beim Glockenstreit gehe es letztendlich darum, «ob
die eigenen Ansprüche und Empfindlichkeiten wirklich immer als wichtiger zu gelten
haben und ob alles, was einen stört, zu verbieten ist», sinnierte die Weltwoche als
Reaktion auf das Bundesgerichtsurteil. 10

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

En mai 2017, le Conseil national a refusé un postulat du député Erich von Siebenthal
(svp/udc, BE) qui exhortait le Conseil fédéral à accueillir des réfugiés chrétiens en
provenance du Proche et du Moyen-Orient et dont la vie ou l'intégrité corporelle est
menacée. Les opposants à l'objet, à savoir le camp rose-vert, les Verts'libéraux  ainsi
que le Conseil fédéral reprochaient une discrimination religieuse envers les candidats à
l'asile. Le résultat du vote a été très serré, puisque le postulat n'a été refusé qu'à 86
voix contre 85, avec 13 abstentions. 11

POSTULAT
DATUM: 03.05.2017
SOPHIE GUIGNARD

Kinder- und Jugendpolitik

La CPS-CN a, par le biais de sa porte-parole Edith Graf-Litscher (ps, TG), déposé une
motion pour la mise en place d'une ligne téléphonique pour les parents de jeunes en
voie de radicalisation. Elle espère ainsi détecter précocement les radicalisations et
empêcher le départ de jeunes pour le djihad. Cette ligne serait coordonnée au niveau
national. Le Conseil fédéral ayant déjà implémenté la task force TETRA au niveau
national et intercantonal estime qu'une hotline nationale est superflue, l'expérience
des pays collaborant avec la Suisse ayant montré que c'est au niveau local que les
interlocuteurs sociaux sont importants pour les jeunes en voie de radicalisation. En
outre, pour les urgences, le numéro national 117 permet de communiquer ses doutes à
la police, qui le cas échéant pourrait agir directement. C'est pour ces raisons que le
Conseil fédéral a suggéré de rejeter la motion. Le Conseil national a suivi son avis à 110
voix contre 70 avec 4 abstentions. Durant la même semaine, il était possible de lire dans
les colonnes du Temps qu'une telle hotline existait. Elle a été mise en place par le
conseil central islamique suisse (CCIS), dans le but d'aider les professionnels de
l'éducation de différencier l'extrémisme des pratiques religieuses coutumières. Le CCIS
distribue depuis mars 2015 des papillons publicitaires pour sa ligne dans les écoles
alémaniques. Si les autorités ont dû préciser au public qu'il ne s'agissait pas d'une

MOTION
DATUM: 27.01.2015
SOPHIE GUIGNARD
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initiative officielle, elles n'interdisent cependant pas la ligne téléphonique, toute
organisation religieuse étant en droit de proposer un tel service. 12

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Die Bündner Jungsozialisten lancierten eine kantonale Volksinitiative für die
Abschaffung des Religionsunterrichts und wollen diesen durch einen Ethikunterricht
ersetzen [26]. Die multireligiöse Gesellschaft und der Zusammenhang mit der
Neugestaltung des Religionsunterrichts war auch in Zürich ein Thema. Dort wird mit
dem Fach Religion und Kultur auf ein interreligiöses Modell gesetzt. Der
überkonfessionelle so genannt neutrale Religionsunterricht ist europaweit ein Thema
und in verschiedenen Ländern dabei, die Schulen zu erobern. Dies aufgrund von
Migration und wachsender religiöser Pluralität. Die Erneuerungen des schulischen
Religionsunterrichts in Zürich haben darum auch in anderen Kantonen und Ländern
Interesse geweckt. 13

KANTONALE POLITIK
DATUM: 07.03.2007
LINDA ROHRER

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Von kultur- wie von ordnungspolitischer Bedeutung ist auch die Tatsache einer inneren
Erschütterung der Kirchen. Es sei hier nur andeutungsweise die Opposition gegen die
päpstliche Enzyklika «Humanae vitae», die sich gegen eine allgemeine
Geburtenregelung wendet, oder die Auflehnung junger protestantischer Theologen
gegen traditionelle Formen und Gebräuche erwähnt. Demgegenüber bildet das vom
Bundesrat auf tessinisches Begehren mit dem Vatikan getroffene Abkommen über eine
Erhebung der apostolischen Administratur Lugano zum selbständigen Bistum eine bloss
formale kirchenpolitische Neuerung, wobei das am 24. Juli unterzeichnete Abkommen
noch der Ratifikation bedarf. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.12.1968
PETER GILG

Im Zusammenhang mit der Bewegung in den Kirchen fühlten sich kirchliche Kreise
vermehrt zu einem politischen Engagement verpflichtet. So riefen junge evangelische
Theologen anlässlich der Zwinglifeiern in Zürich nach Reformen und nach einem
Heraustreten der Kirchen aus ihrem Glasgehäuse zum Kampf für eine gerechtere
Welt. Als wichtigste kirchenpolitische Ereignisse sind die Einleitung eines
Vernehmlassungsverfahrens über die konfessionellen Ausnahmeartikel und der
Papstbesuch in Genf zu nennen. Auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe intensivierte
sich die Zusammenarbeit protestantischer und katholischer Organisationen bei der
Aufklärung der Bevölkerung und bei Geldsammlungen; die Kirchenleitungen empfahlen
den Kirchgemeinden, feste Entwicklungshilfebeiträge in ihre Voranschläge
aufzunehmen. Den veränderten konfessionellen Verhältnissen entsprach es, wenn der
Tessiner Staatsrat gleichzeitig mit der Bildung einer besonderen tessinischen Diözese
die Revision eines Verfassungsartikels beantragte, der die römisch-katholische
Konfession zur Staatsreligion erklärt; dadurch soll den protestantischen
Kirchgemeinden die öffentlich-rechtliche Anerkennung verschafft werden. Anderseits
meldeten sich in katholischen Kantonen konservative Widerstände gegen eine
Einschränkung der Zahl der allgemeinen Feiertage in Anpassung an das eidgenössische
Arbeitsgesetz; so wurde im Kanton Freiburg eine Verlegung des Festes «Mariä
Empfängnis» auf den folgenden Sonntag, die als Kompensation für eine dritte
obligatorische Ferienwoche gedacht war, mit dem fakultativen Referendum
angefochten und vom Volk verworfen. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.11.1969
RUTH GULLO
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Die Diskussion, ob die Kirchen sich politisch engagieren sollten, wurde durch den
Beschluss des Weltkirchenrates (ÖRK) angeregt, an Organisationen, die den
Rassismus bekämpfen, Beiträge auszurichten. Dass auch die interkonfessionelle
Konferenz «Schweiz – Dritte Welt», die während zweier Tagungen ein Konzept
schweizerischer Entwicklungspolitik zu erarbeiten versuchte, beschloss, den
Weltkirchenrat in seinem Kampf gegen den Rassismus zu unterstützen, stiess in weiten
Kreisen auf Ablehnung. Im Herbst veröffentlichte die schweizerische Bischofskonferenz
(SBK) Richtlinien zum Mischehendekret des Papstes, die wegen ihres offenen und
ökumenischen Inhalts von der protestantischen Kirche günstig aufgenommen wurden;
diese erklärte sich zu weiteren Gesprächen bereit. Die eidgenössischen Räte
ermächtigten den Bundesrat, die mit dem Heiligen Stuhl abgeschlossene Vereinbarung
über die Abtrennung der Apostolischen Administratur des Tessins vom Bistum Basel
und ihre Umwandlung in ein Bistum zu ratifizieren. Ein Schritt zur Annäherung der
Rechtsstellung der fast einen Drittel der Bevölkerung umfassenden katholischen Kirche
an die protestantische vollzog der Kanton Waadt. Das neue Katholiken-Statut wurde
trotz starker Opposition insbesondere der Sozialdemokraten, die sich gegen die
Staatskirche aussprachen, in der Volksabstimmung angenommen. Ferner blieb die
Revision der konfessionellen Ausnahmeartikel während des ganzen Jahres im Stadium
der Diskussion. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.12.1970
RUTH GULLO

In der römisch-katholischen Kirche, besonders im Bistum Chur, wollten sich die
Wogen nicht glätten lassen, die bei der 1988 erfolgten Ernennung von Wolfgang Haas
zum Weihbischof mit Nachfolgerecht aufgebrandet waren. Bischof Vonderach stellte
sich zwar unverdrossen hinter ihn und behauptete, die Ernennung Haas sei
hauptsächlich durch die Schuld der Medien zu einem kontroversen Ereignis geworden,
doch konnte dies die Akzeptanz von Weihbischof Haas an der Kirchenbasis kaum
fördern.

Um die Rechtmässigkeit des Vorgehens Roms im Fall Haas entbrannte unterdessen ein
ausgedehnter Juristenstreit, in dem die rechtlichen Bedenken gegenüber der
Entscheidung des Vatikans schwer ins Gewicht fielen. Der Kanton Schwyz weigerte sich
weiterhin, die Wahl Haas anzuerkennen und bat den Bundesrat, beim Heiligen Stuhl zu
intervenieren und die Rücknahme des Nachfolgerechts zu erwirken. Öl aufs Feuer goss
in dieser emotional aufgeheizten Stimmung der ebenfalls als sehr konservativ
eingestufte päpstliche Nuntius in Bern, Mgr Rovida, welcher laut einer – später zwar
dementierten – Indiskretion die Ansicht vertreten haben soll, dass der Papst in jedem
Fall das Recht zur Ernennung eines Weihbischofs mit Nachfolgerecht habe, auch dort,
wo ein Konkordat der Ortskirche die Mitsprache sichert, in der Schweiz also in den
Bistümern Basel (mit Sitz in Solothurn) und St. Gallen. Obgleich der Nuntius auf seinen
Äusserungen nicht behaftet werden konnte, schien dem Bundesrat die Angelegenheit
doch als heikel genug, um die Direktion für Völkerrecht anzuweisen, die
diesbezüglichen rechtlichen Fragen zu prüfen. Nachdem bereits das Domkapitel Basel
den Nuntius hatte wissen lassen, die Ernennung eines Weihbischofs mit Nachfolgerecht
würde klar als Konkordatsverletzung betrachtet, traf sich ein EDA-Mitarbeiter mit Mgr
Rovida: Der Inhalt des Gesprächs wurde zwar nicht veröffentlicht, doch konnte
angenommen werden, der Bundesrat habe dem Nuntius dieselbe Antwort erteilt wie
das Basler Domkapitel.

Prominente Unterstützung erhielten die ob diesen Vorgängen und Äusserungen
besorgten römisch-katholischen Kreise durch 163 zum Teil namhafte katholische
Theologieprofessoren aus der BRD, Österreich, den Niederlanden und der Schweiz, die
im Anschluss an weitere umstrittenen Bischofsweihen in Köln, Wien, Feldkirch und
Salzburg gemeinsam eine papstkritische «Kölner Erklärung» publizierten. In dem
Thesenpapier («Wider die Entmündigung – für eine offene Katholizität») warfen sie dem
Papst Machtmissbrauch bei der Ernennung von Bischöfen und bedeutende Eingriffe in
die Freiheit von Lehre und Forschung vor. Sie kritisierten die unzulässige
Geltendmachung seiner lehramtlichen Kompetenz – damit sind die pointierten,
«dogmatischen» Äusserungen Johannes Paul II. zur Geburtenregelung gemeint – und
die Missachtung des Geistes der Öffnung, wie ihn das zweite Vatikanische Konzil
gebracht hatte, was zu einer Gefährdung der Ökumene führe. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1989
MARIANNE BENTELI
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Die verschiedenen zum Tessiner Kruzifixstreit hängigen Interpellationen wurden von
den eidgenössischen Räten behandelt. Dass sich zumindest der Nationalrat nicht in
diese heikle rechtliche Frage einmischen will, wurde klar, als er den Antrag des
Interpellanten Ruckstuhl (cvp, SG) auf Diskussion der bundesrätlichen Antwort
ablehnte. Etwas länger wurde die Angelegenheit im Ständerat aufgrund einer
Interpellation Danioth (cvp, UR) debattiert. Insbesondere wurde die Frage aufgeworfen,
wie weit Bundesrat und Parlament bei der Beurteilung ähnlicher Fälle an das Urteil aus
Lausanne gebunden wären, und ob es sich beim Kruzifix um ein allgemein christliches
oder ein spezifisch katholisches Symbol handle. Bundesrat Koller bekräftigte noch
einmal die Auffassung der Regierung, wonach es ihr nicht zustehe, Entscheide des
Bundesgerichts zu kritisieren, vertrat aber dennoch die Meinung, das Urteil müsse sich
auf Klassenzimmer öffentlicher Schulen beschränken und dürfe keinesfalls eine
Verbannung der christlichen Symbole aus dem öffentlichen Leben bedeuten. 18

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 22.03.1991
MARIANNE BENTELI

Ende März starb in Martigny (VS) der Traditionalist und Alt-Erzbischof Marcel Lefèbvre,
der wegen seiner Gründung eines integristischen Priesterseminars in Ecône (VS) und
der Weihung von vier Bischöfen 1988 von Rom exkommuniziert worden war. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.03.1991
MARIANNE BENTELI

Die Schweizer Katholiken sahen in der Ernennung des Bischofs von Sitten, Heinrich
Schwery, zum Kardinal einen Vertrauensbeweis Roms in die Schweizer Kirche und einen
Hinweis darauf, dass der Papst deren Anliegen ernst nehme. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.06.1991
MARIANNE BENTELI

Zu einer der im selben Jahr durchgeführten Repräsentativbefragung entgegengesetzten
Meinung über das politische Engagement der Kirchen kamen die Autoren des Berichtes
"Kirche – Gewissen des Staates?", den die Bernische Regierung ausgehend von einer
Motion aus dem Jahr 1987 in Auftrag gegeben hatte. Die Verfasser kamen zum Schluss,
dass die Kirche zu politischen Stellungnahmen nicht nur berechtigt, sondern –
zumindest aus theologischer Sicht – sogar verpflichtet sei. Zum Vorwurf, die Kirchen
betrieben Parteipolitik, so etwa in der umstrittenen Asylfrage, zeigten die Autoren auf,
dass im Vordergrund der offiziellen kirchlichen Verlautbarungen ethische Grundwerte
wie die Achtung der Menschenwürde und die dazugehörige Gewährleistung der
Menschenrechte sowie die internationale Solidarität stehen, die alle biblisch vielfach
abgestützt sind. Das Problem bestehe nicht darin, meinten sie, dass sich die Kirche
oder einzelne ihrer Vertreter kritisch zur Politik äusserten, sondern darin, dass das
lange Zeit selbstverständliche Mindestmass an allgemeinem, auch politischem Konsens
in immer mehr Bereichen zerfalle. 21

BERICHT
DATUM: 29.11.1991
MARIANNE BENTELI

Dies scheint allerdings nicht für die Kontroverse um den äusserst umstrittenen, dem
Opus Dei nahestehenden Churer Bischof Wolfgang Haas zu gelten, dessen Einsetzung
führende Kirchenjuristen nach wie vor für widerrechtlich halten. Die Schweizer
Bischöfe wurden mehrfach im Vatikan vorstellig und gaben ihrer Sorge über die
unhaltbaren Zustände in der Diözese Chur Ausdruck, die durchaus zu einer
Kirchenspaltung führen könnten. Der Papst schickte zwar einen Vermittler in die
Schweiz und kündigte konkrete Schritte an, liess aber keinen Zweifel daran, dass mit
einer Abberufung Haas nicht gerechnet werden könne. 

In den Kantonen, die zum Bistum Chur gehören, traten nach dem Amtsantritt von Haas
rund doppelt so viele Katholiken aus der Kirche aus wie in den Jahren zuvor. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1991
MARIANNE BENTELI

Die Ernennung eines Schweizer Botschafters in Sondermission beim Vatikan muss
zweifelsohne in Zusammenhang mit der Affäre Haas gesehen werden. Die Schweiz
stellte bislang für den Heiligen Stuhl einen Ausnahmefall dar: Im Zuge des Kulturkampfes
war es 1870 zum Abbruch der diplomatischen Beziehungen zwischen der Schweiz und
dem Vatikan gekommen, ein Zustand, der sich erst 1920 mit der Wiedereröffnung einer
Nuntiatur wieder halbwegs normalisierte. Die Schweiz hatte es jedoch nie für nötig
erachtet, ihrerseits einen Botschafter beim Heiligen Stuhl zu ernennen, so dass die
Beziehungen in beiden Richtungen über den in Bern akkreditierten Nuntius liefen.
Noch im Vorjahr hatte es der Bundesrat bei der Behandlung eines Postulates Portmann
(cvp, GR) abgelehnt, aufgrund der Entwicklungen im Bistum Chur, die er als
innerkatholisches Problem einstufte, eine Normalisierung der diplomatischen

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.12.1991
MARIANNE BENTELI
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Beziehungen in Erwägung ziehen zu wollen. Im Berichtsjahr kam der Bundesrat nun aber
offenbar doch zur Einsicht, dass angesichts der Spannungen zwischen dem Vatikan und
den Schweizer Katholiken ein ständiger Kontakt durch intensiv gestaltete diplomatische
Beziehungen für beide Seiten nur von Nutzen sein könne. Mit der Ernennung eines
Botschafters in Sondermission, der zwischen Bern und Rom pendeln wird, verfügt die
Regierung nun über ein diplomatisches Instrument, um den Vatikan umgehend, direkt
und auf politischer Ebene über die Stimmung in der Schweiz zu informieren.

Mit der Ernennung eines Botschafters in Sondermission erfüllte der Bundesrat auch
den Wunsch des Tessiner FDP-Nationalrats Pini, der die Regierung in einem in der
Sommersession eingereichten Postulat ersucht hatte, die Möglichkeiten einer
Normalisierung der diplomatischen Beziehungen mit dem Vatikan zu prüfen. 23

Eine Repräsentativbefragung zum Thema "Kirche in der Schweiz" liess klar den Wunsch
nach Trennung von Kirche und Staat und nach Nichteinmischung der Kirchen in die
politischen Angelegenheiten zum Ausdruck kommen. Während die rechtliche
Abgrenzung von Kirche und Staat bei Katholiken und Protestanten, bei Deutsch- und
Westschweizern etwa gleich stark befürwortet wurde, äusserten die Romands
besonders deutlich, dass sie eine Intervention der Kirchen in die Belange der
Tagespolitik ablehnen.  Eine Umfrage unter den Unterwalliser Katholiken zeigte
ebenfalls eine wachsende Distanz zu den kirchlichen Institutionen. Zu ähnlichen
Ergebnissen kam eine Umfrage unter den Genfer Protestanten. Eine schlechte Prognose
stellte die Bevölkerung der Kirche der Zukunft: rund 70% der Befragten vertraten die
Ansicht, die Bedeutung der Kirchen werde in der Schweiz immer mehr abnehmen. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1991
MARIANNE BENTELI

Der "Fall Haas" beschäftigte den Nationalrat in der Frühjahrssession, wo mehrere
diesbezügliche Vorstösse behandelt wurden. In den meisten Wortmeldungen wurde
dabei dem Bundesrat vorgeworfen, beim Vatikan zu wenig energisch die
demokratischen Rechte der katholischen Landeskirche verteidigt zu haben.
Bundespräsident Felber verwies in diesem Zusammenhang auf die Kantonshoheit in
Glaubensfragen und die entsprechend limitierten Möglichkeiten der Bundesbehörden.
Er versicherte aber, dass der Bundesrat der Kurie seine Besorgnis über die Vorgänge im
Bistum Chur deutlich ausgedrückt habe. Die im Vorjahr vorgenommene Ernennung
eines Botschafters in Sondermission beim Heiligen Stuhl sei erfolgt, um inskünftig ohne
den Umweg über den Nuntius die Interessen der Schweizer Katholiken in Rom
vorbringen zu können. Mit Ausnahme prononciert protestantischer Vertreter, welche
dem Bundesrat mangelndes Fingerspitzengefühl im Umgang mit der reformierten
Kirche vorwarfen, sich für eine Abberufung des Sonderbotschafters einsetzten oder gar
mit einer Volksinitiative auf Trennung von Kirche und Staat drohten, stimmte der Rat
der Politik des Bundesrates zu und überwies mit klarer Mehrheit ein Postulat Pini (fdp,
TI), welches eine Normalisierung der diplomatischen Beziehungen zum Kirchenstaat
anregt. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.03.1992
MARIANNE BENTELI

Eine grossangelegte Nationalfondsstudie über die religiöse Ausrichtung der
Wohnbevölkerung in der Schweiz entkräftete die bisher allgemein vertretene
Säkularisierungsthese. Die Bindung an die traditionellen Kirchen nimmt zwar stetig ab,
doch führt dies nicht zum Atheismus, sondern zu einer individuell gefärbten
Religiosität, welche sich aus verschiedenen, auch ausserchristlichen Quellen
zusammensetzt. Die Studie erlaubte auch die Feststellung, dass sich Spuren des
einstigen konfessionellen Milieus, welches vor allem auf katholischer Seite bis in die
Mitte der sechziger Jahre recht geschlossen war, heute praktisch nur noch im
Abstimmungsverhalten und in der parteipolitischen Landschaft der Schweiz
niederschlagen. Auch bei der wachsender Distanz zu der Kirche kann die Verankerung
in einer Partei wie der CVP zunächst erhalten bleiben. Zumindest scheint sich die
Lockerung der Kirchenbindung erst mit einer Phasenverzögerung auf die Politik
auszuwirken. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.04.1992
MARIANNE BENTELI
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Nachdem bereits die meisten Kantone der Churer Diözese ihren jährlichen Beitrag an
die Bistumskasse sistiert haben, riefen die Zürcher und Innerschweizer Dekane die
Pfarreien dazu auf, das diesjährige Opfer für das Churer Priesterseminar und die
angegliederte theologische Fakultät nicht mehr einzuziehen, da sie es angesichts der
bischöflichen Umgestaltung der Churer Ausbildungsstätte in eine Traditionalistenschule
nicht mehr verantworten könnten, Studenten des Bistums nach Chur zu schicken. Der
Zahlungsboykott blieb allerdings ohne grosse Auswirkungen, weil die Bistumsbeiträge
nur rund einen Fünftel des Diözesansbudgets ausmachen und sich zudem nicht alle
Bistumsstände und Pfarreien am Boykott beteiligten.

Das theologische Seminar Dritter Bildungsweg, welches Haas aus Chur verbannt hat, soll
ab Mitte 1993 in Luzern seinen Lehrbetrieb aufnehmen. Zudem strich neu auch die
Bündner Landeskirche ihren Beitrag an die Bistumskasse. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.06.1992
MARIANNE BENTELI

Im Herbst eröffnete Bischof Corecco in Lugano eine internationale theologische
Fakultät. Da der Tessiner Prälat der autoritär-konservativen Bewegung "Comunione e
Liberazione" angehört, wurde allgemein befürchtet, dass damit neben Chur eine
weitere traditionalistische Bastion errichtet werde. 28

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.09.1992
MARIANNE BENTELI

In einem von der Römisch-katholischen Zentralkonferenz (RKZ) — der Vereingung der
Kantonalkirchen — in Auftrag gegebenen Gutachten kamen namhafte Juristen,
Politikwissenschafter und Theologen zum Schluss, die Einsetzung von Haas als
Weihbischof mit Nachfolgerecht sei 1988 in Verletzung völkerrechtlicher und
innerkirchlicher Bestimmungen erfolgt. Insbesondere seien die Konkordatsrechte des
Kantons Schwyz verletzt und gegen den Grundsatz von Treu und Glauben verstossen
worden. Sie vertraten die Ansicht, eine Reform der Bischofswahlen dränge sich
zwingend auf, da sonst entsprechend umstrittene Ernennungen in den Bistümern Basel
und St. Gallen folgen könnten. 

Die katholische Bischofskonferenz, welche nach wie vor ihre Hoffnungen in eine
persönliche Intervention des Papstes setzt, distanzierte sich vom Gutachten der RKZ,
welcher sie vorwarf, damit ihre Kompetenzen überschritten zu haben. Die Bündner
Regierung gab ihrerseits ein Gutachten in Auftrag. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.11.1992
MARIANNE BENTELI

Die eskalierenden Spannungen im Bistum Chur veranlassten den Bundesrat nach
Rücksprache mit den betroffenen Kantonsregierungen gegen Ende Jahr erstmals, in
dieser Angelegenheit offiziell in Rom vorstellig zu werden. Der Sonderbotschafter
beim Vatikan übermittelte dem Papst eine Botschaft, in welcher die Landesregierung
der Sorge der sieben Bistumskantone (Graubünden, Glarus, Zürich, Uri, Schwyz, Ob-
und Nidwalden) Ausdruck verlieh. Der Bundesrat bezog in der Intervention selber aber
keine Stellung, da er die Affäre Haas nach wie vor als innerkirchliche Angelegenheit
betrachtet. 30

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 05.12.1992
MARIANNE BENTELI

Die von der schweizerischen Bischofskonferenz erwogene Möglichkeit, die Kontroverse
um Bischof Haas durch eine Abtrennung des Kantons Zürich — und eventuell auch der
Innerschweiz — vom Bistum Chur (beispielsweise in Form einer apostolischen
Administratur) zu entschärfen, wurde von Rom vorläufig verworfen. Ohne die offizielle
Stellungnahme des Vatikans abzuwarten, erklärte der Vorsitzende der
Glaubenskongregation und enge Vertraute des Papstes, Kardinal Rauber, Haas werde im
Amt bleiben, und er sehe keine juristische oder institutionelle Lösung des Konfliktes.
Auch in der Schweiz war der Vorschlag verschiedentlich als Scheinlösung kritisiert
worden, die verkenne, dass es sich hier nicht um eine Gebietsfrage, sondern um ein
personelles Problem in Gestalt des äusserst konservativen, der Glaubensgemeinschaft
"Opus Dei" nahestehenden Haas handle. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1992
MARIANNE BENTELI
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Im Tessin wurde eine neue Runde im Kruzifix-Streit eingeläutet. Nachdem das
Bundesgericht 1990 entschieden hatte, ein derart symbolträchtiger Wandschmuck
verstosse in Schulstuben gegen Art. 27 Abs. 3 BV, welcher einen konfessionell neutralen
Unterricht in den öffentlichen Schulen garantiert, geriet nun der kantonale
Parlamentssaal in Bellinzona ins Visier der Freidenker. In einer 1989 eingereichten
Petition kritisierten sie, es sei unziemlich, dass das Parlament seine Funktion im
Zeichen religiöser Symbole wahrnehme. Das Tessiner Kantonsparlament lehnte die
Petition mit 51 zu 15 Stimmen bei drei Enthaltungen klar ab und sprach sich damit
deutlich für die Beibehaltung des religiösen Wandschmuckes aus. 32

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.05.1993
MARIANNE BENTELI

In der Kontroverse um den Churer Bischof Wolfgang Haas zeigte sich der Papst erstmals
offensichtlich auf Ausgleich bedacht. Mit dem Jesuiten Peter Henrici und dem
Marianisten Paul Vollmar stellte er Haas zwei Weihbischöfe zur Seite, von denen sich
die Kirchenbasis eine offenere Haltung erhoffte. Die Bischofskonferenz der Schweizer
Katholiken nahm diese Ernennung sehr positiv auf und verband sie mit der Zuversicht,
dass damit in das arg gebeutelte Bistum Chur, zu dem auch die Innerschweiz sowie der
Kanton Zürich gehören, wieder etwas Ruhe einkehren werde. Bischof Haas tat sich dann
allerdings schwer mit der Definition des Pflichtenhefts der neuen Weihbischöfe.
Schliesslich wurde bekanntgegeben, dass Henrici und Vollmar Generalvikare für das
ganze Bistum sein und in dieser Funktion die bisher von Haas gegen den Willen der
Ortskirche eingesetzten Generalvikare ablösen werden. 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1993
MARIANNE BENTELI

Nach den Auseinandersetzungen um die Ernennung des Churer Bischofs Wolgang Haas
kam der Wahl eines neuen Bischofs in der Diözese Basel - mit 10 Kantonen und 1,1 Mio
Katholiken das grösste Schweizer Bistum - besondere Bedeutung zu. Aufgrund des
Konkordates von 1828, welches dem Domkapitel und den Regierungen der betroffenen
Kantone weltweit einmalige Rechte bei der Wahl eines Bischofs zugesteht, konnte
davon ausgegangen werden, dass sich so umstrittene Vorkommnisse wie bei der
Einsetzung von Haas nicht wiederholen würden. Die Wahl verlief denn auch ungestört
und ohne laute Töne. Gewählt - und vom Papst bestätigt - wurde der Stadtberner
Pfarrer und Dekan Hansjörg Vogel, der in Kirchenkreisen als profiliert und
aufgeschlossen gilt. 

Gleichzeitig mit der Bestätigung Vogels ernannte der Papst den eher als
traditionalistisch eingeschätzten Walliser Priester Pierre Burcher zum neuen
Weihbischof des Bistums Freiburg-Lausanne-Genf. 34

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.07.1994
MARIANNE BENTELI

Überraschend trat im Herbst auch der Oberhirte des Bistums St. Gallen, Otmar Mäder
zurück. St. Gallen ist wie Basel eine der wenigen Diözesen der Welt, in denen der
Bischof nicht von Rom ernannt, sondern von einem lokalen Gremium gewählt wird,
wobei allerdings - anders als in Basel - die Kandidaten bereits vor der Wahl der
Zustimmung des Vatikans bedürfen. Bis zur Bestellung des neuen Bischofs wurde die
Diözese einem Administrator unterstellt. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.10.1994
MARIANNE BENTELI

Ende 1993 deponierte der Waadtländer PdA-Abgeordnete Zisyadis eine Motion, mit
welcher er den Bundesrat aufforderte, eine Fachstelle für Religionsfragen zu schaffen,
die beobachtet, wo die Kirchen, aber auch Sekten und andere Religionsgemeinschaften
stehen und wie und in welchem Mass sie die gesellschaftliche Entwicklung prägen und
beeinflussen. In seiner schriftlichen Stellungnahme zur Motion, welche im Berichtsjahr
noch nicht vom Plenum behandelt wurde, lehnte der Bundesrat die Schaffung einer
deratigen Stelle aus Gründen der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen
ab. Nach dem Sektendrama von Cheiry (FR) und Granges-sur-Salvan (VS), bei dem in
einer Art Endzeitaktion 48 Mitglieder eines obskuren Sonnentemplerordens ihr Leben
verloren, doppelte Zisyadis mit einer Interpellation nach. In seiner Antwort bedauerte
der Bundesrat diese Tragödie, vertrat aber die Ansicht, dass auch ein Bundesamt für
Religionsfragen ein solches Geschehen nicht hätte verhindern können. Aus diesem
Grund sah er keine Veranlassung, auf seine ursprüngliche Stellungnahme
zurückzukommen. 36

MOTION
DATUM: 10.10.1994
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.21 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die Diskussion über den Bistumsartikel in der Bundesverfassung kam erneut in Gang.
Angesichts der Arbeitsüberlastung der Schweizer Bischöfe, welche immer häufiger zu
gesundheitsbedingten vorzeitigen Rücktritten führt, forderte der Präsident der
Schweizerischen Bischofskonferenz eine baldige Restrukturierung vor allem der drei
grossen Diözesen Basel, Chur und Freiburg-Lausanne-Genf. Bereits 1982 hatte eine von
der Bischofskonferenz eingesetzte Projektkommission die Schaffung von drei neuen
Bistümern mit Sitz in Genf, Zürich und Luzern vorgeschlagen, was bei den anderen
Konfessionen teilweise kritisch aufgenommen worden war. Gemäss Verfassung (Art. 50
Abs. 4) muss der Bund die Errichtung neuer Bistümer auf schweizerischem Gebiet
genehmigen. Diese Bestimmung, welche auf die vom Kulturkampf geprägte Totalrevision
der Bundesverfassung von 1874 zurückgeht, wird von den Katholiken als
diskriminierende Anomalie empfunden, weshalb der Präsident der Bischofskonferenz
erneut die baldige Abschaffung des Bistumsartikels verlangte. 37

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.1994
MARIANNE BENTELI

Aber auch Politiker wurden in dieser Richtung aktiv. Bereits zwei Monate vor dem
Appell der Bischofskonferenz hatte Nationalrat Leuba (lp, VD) den Bundesrat in einer
Interpellation aufgefordert, die Abschaffung des Bistumsartikels voranzutreiben. Leuba
argumentierte, der Artikel widerspreche dem von den Stimmbürgern am 25.
September angenommenen Anti-Rassismusgesetz, das ausdrücklich auch die
Diskriminierung aus Gründen der Religionszugehörigkeit unter Strafe stellt. In seiner
Antwort bestritt der Bundesrat zwar, dass der Bistumsartikel einen Fall von
Diskriminierung im Sinn der internationalen Konvention gegen den Rassismus darstelle.
Er räumte aber ein, dass diese Bestimmung mit der Regelung der konfessionellen
Konflikte an Bedeutung verloren habe, weshalb er sich bereit erklärte, bei einer
Totalrevision der Bundesverfassung die Aufhebung des Artikels zu beantragen, wie dies
bereits eine überwiesene Motion des Nationalrates von 1972 verlangt hatte. 

Nicht bis zu einer Totalrevision der Bundesverfassung möchte der Aargauer Ständerat
Huber (cvp) warten. In der Wintersession reichte er eine parlamentarische Initiative für
eine ersatzlose Streichung von Art. 50 Abs. 4 BV ein. 38

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.1994
MARIANNE BENTELI

Fünf Jahre nach seinem Entscheid im Kruzifix-Streit von Cadro (TI) musste sich das
Bundesgericht erneut mit der Präsenz von kirchlichen Emblemen in öffentlichen
Räumen beschäftigen. Diesmal ging es um die Klage eines Anwaltes gegen den Kanton
Freiburg, der forderte, dass die Kruzifixe aus den Gerichtssälen sowie aus all jenen
öffentlichen Räumen zu entfernen seien, in denen die Angestellten nicht ausdrücklich
das Gegenteil wünschen. Das Bundesgericht wies die Klage aus formalrechtlichen
Gründen ab, worauf der Kläger das Verfahren an die europäische
Menschenrechtskommission weiterzog. 39

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 16.02.1995
MARIANNE BENTELI

Bedeutend medienwirksamer vollzog sich der Wechsel im Bistum Basel. Bischof Vogel,
im Vorjahr als Hoffnungsträger einer verjüngten Kirche gewählt, gab anfangs Juni
überraschend seinen sofortigen Rücktritt bekannt. Den Grund dafür - die Beziehung zu
einer Frau, die zu einer Schwangerschaft führte - stellte er in den Zusammenhang mit
den enormen menschlichen Anforderungen, welche an den geistlichen Führer des
Bistums Basel gestellt werden, dem rund 1.1 Mio. Katholiken angehören und welches das
Gebiet von zehn Kantonen umfasst. 40

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.06.1995
MARIANNE BENTELI

Im Beisein von Bundesrat Villiger und mit einem vom Fernsehen übertragenen
Festgottesdienst konnte der Schweizerische Evangelische Kirchenbund (SEK) im Juni
sein 75jähriges Jubiläum feiern. Seit 1920 vertritt der Kirchenbund seine 22
Mitgliedkirchen in gesellschaftspolitischen Fragen sowie in der nationalen und
weltweiten Ökumene. Bundespräsident Villiger würdigte in seiner Ansprache das
Engagement des SEK. Die christlich-ethischen Werte bildeten vorzügliche Leitlinien für
eine freie und demokratische Gesellschaft. Er meinte, die Kirchen müssten Politik und
Wirtschaft bisweilen "an den richtigen Pfad" erinnern. 41

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.06.1995
MARIANNE BENTELI
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Nicht weniger als fünf der sechs in der Schweiz amtierenden katholischen Bischöfe
mussten im Laufe des Jahres ersetzt werden. Da es sich dabei mehrheitlich um ein
vorzeitiges Ausscheiden aus dem Kirchendienst handelte, stellte sich erneut die Frage
nach der Überforderung dieser Würdenträger, welche zum Teil enorm grosse Diözesen
zu verwalten haben. Seit Jahren besteht deshalb der Ruf, der aus dem "Kulturkampf"
stammende Artikel 50 Absatz 4 der Bundesverfassung, welcher eine
Genehmigungspflicht des Bundes zur Errichtung neuer bzw. zur Veränderung
bestehender katholischer Bistümer statuiert, sei aufzuheben. Gegen den
Minderheitsantrag des Genfer Liberalen Coutau, der die protestantischen Bedenken
seiner traditionell calvinistischen Stadt gegen einen möglichen Bischof von Genf ins
Feld führte, nahm der Ständerat eine parlamentarische Initiative Huber (cvp, AG) an,
welche eine ersatzlose Streichung von Art. 50 Abs. 4 BV verlangt. Die Vorsicht, mit der
alle Redner das Thema angingen, und das knappe Ergebnis (18:16 Stimmen) zeigten, dass
damit eine Frage aufgegriffen wurde, die trotz der Überwindung des Kulturkampfes und
der langjährigen Erfahrung mit gelebtem konfessionellem Frieden im kollektiven
Empfinden heikel geblieben ist. 42

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.08.1995
MARIANNE BENTELI

Sehr klar mit 95 gegen 7 Stimmen verwarf der Nationalrat eine Motion Zisyadis (pda, VD),
welche die Schaffung eines Bundesamtes für Religionsfragen verlangte, das im Sinne
eines Observatoriums die religiösen Entwicklungen in der Schweiz verfolgen sollte, wie
sie etwa im Vorjahr in den Kantonen Freiburg und Wallis zum Tod durch Mord oder
Selbstmord von annähernd vierzig Mitgliedern einer religiösen Vereinigung geführt
hatten. Der Bundesrat lehnte die Motion ab, da aus Gründen der staatlichen
Kompetenzordnung kein rechtlicher Raum für eine derartige Bundesstelle bestehe. 43

MOTION
DATUM: 05.10.1995
MARIANNE BENTELI

Die Wahl eines neuen Bischofs von Basel erfolgt nach einem weltweit einzigartigen
Prozedere, welches auf ein Konkordat von 1828 zurückgeht. Danach üben bei einer
Bischofswahl das Domkapitel und die Regierungen der betroffenen Kantone das
Wahlrecht aus, worauf die gewählte Person nur noch von Rom bestätigt werden muss.
Während dies bei den vorangegangenen Wahlen stets problemlos funktioniert hatte,
stellte sich der Vatikan nun plötzlich quer. Zuerst verlangte er einen Aufschub der Wahl
unter dem Vorwand, dass das Wahlgremium längere Bedenkzeit brauche. Nach erfolgter
Wahl Ende August liess die Bestätigung so lange auf sich warten, dass in den
betroffenen Kantonen immer lauter die Befürchtung geäussert wurde, der Vatikan
beabsichtige mit seinem Taktieren eine Aushöhlung des Konkordats . 44

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.11.1995
MARIANNE BENTELI

Die Neuernennungen in den Diözesen St. Gallen, Lugano, Sion und Freiburg-
Lausanne-Genf gingen ohne störende Zwischentöne über die Bühne. In Sion folgte der
als konservativ eingeschätzte Norbert Brunner auf Henri Schwery, der trotz seines
Rücktritts als Bischof weiterhin Kardinal bleiben wird. In Lugano und Freiburg wurden -
als Nachfolger des verstorbenen Bischofs Correcco und des zurückgetretenen Bischofs
Mamie - mit den Prälaten Giuseppe Torti und Amedée Grab zwei Kirchenmänner zu
Bischöfen ernannt, welche sich in der Vergangenheit dem ökumenischen Gedankengut
gegenüber aufgeschlossen gezeigt hatten. In St. Gallen, wo der Bischof nicht vom
Heiligen Stuhl bestimmt, sondern aus einer von Rom genehmigten Liste durch lokale
Gremien ernannt wird, wurde erwartungsgemäss der bisherige Administrator der
Bistums, Ivo Fürer, zum neuen Bischof gewählt. 45

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.11.1995
MARIANNE BENTELI

Schliesslich forderte die Diözesankonferenz sogar das EDA auf, in Rom zu intervenieren,
erhielt jedoch aus Bern vorerst eine abschlägige Antwort. Das EDA begründete dies
damit, dass sich der Bund grundsätzlich nicht in religiöse Angelegenheiten einmische
und nur auf Gesuch eines Kantons gehalten sei, bei einer ausländischen Regierung
vorstellig zu werden. Als sich dann die Regierungen der Bistumskantone ebenfalls
einschalteten, unternahm das EDA schliesslich doch eine Demarche beim Heiligen
Stuhl, indem es den Brief der Bistumskantone übermittelte und um wohlwollende
Prüfung des Anliegens ersuchte. 46

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.11.1995
MARIANNE BENTELI
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Im Anschluss an die "Affäre Vogel" forderten über 70'000 Personen in einer Petition an
die Schweizerische Bischofskonferenz die Abschaffung des Pflichtzölibats in der
katholischen Kirche und die Zulassung der Frauen zur Priesterweihe. Die
Unterschriften wurden von Pfarreien, basiskirchlichen Organisationen und dem
Katholischen Frauenbund mit Unterstützung der Zeitschrift "Schweizerischer
Beobachter" gesammelt. Die Bischofskonferenz bezeichnete die Petition als positives
Zeichen der Mitsorge und versprach, den Dialog sowohl mit der Kirchenbasis als auch
mit den Bischofskonferenzen der Nachbarländer Deutschland und Österreich
aufzunehmen. 47

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 09.12.1995
MARIANNE BENTELI

Mit dem Ökumenischen Patriarchen von Konstantinopel, Bartholomaios I. besuchte
Ende Jahr erstmals ein Oberhaupt der Orthodoxen offiziell die Schweiz. Nach einem
Höflichkeitsbesuch bei Bundespräsident Villiger und einem Empfang beim
Internationalen Olympischen Komitee in Lausanne sowie beim Genfer Staatsrat
bekräftigte er vor dem Ökumenischen Rat der Kirchen in Genf die dauernde
Mitgliedschaft der Orthodoxen in dieser Institution. 48

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.12.1995
MARIANNE BENTELI

Anfangs Dezember bestätigte Rom dann endlich die Wahl des als Kronfavoriten
gehandelten Kurt Koch, Professor an der Theologischen Hochschule Luzern. Der Vatikan
bestimmte aber, dass der neue Bischof - entgegen den Gepflogenheiten - nicht in der
Kathedrale Solothurn, sondern in Rom geweiht wird, was zu weiterem Unmut bei der
Kirchenbasis führte, welche dies als Machtdemonstration Roms gegenüber der
Lokalkirche empfand. Anlässlich der Weihe von Bischof Koch wurde eine Delegation der
Bistumskantone im Vatikan vorstellig und betonte mit aller Entschiedenheit, dass eine
Schmälerung der im Konkordat stipulierten Rechte keinesfalls zur Diskussion stehen
könne. 49

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.12.1995
MARIANNE BENTELI

Für die Stellungnahmen von Bundesrat und Parlament zum 50. Jahrestag des
Kriegsendes in Europa, in welchen unter anderem die Haltung der Schweiz gegenüber
den Mitgliedern der jüdischen Glaubensgemeinschaft thematisiert wurde, siehe oben,
Teil I, 1a (Grundsatzfragen). Zur Erteilung einer Konzession für eine wöchentliche
religiöse Sendung auf Schweiz 4 an eine freikirchlich-evangelikal ausgerichtete private
Fernseh-Produktionsgesellschaft siehe unten, Teil I, 8c (Radio und Fernsehen).

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1995
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung entbrannte die Kontroverse um
den sogenannten Bistumsartikel (Art. 50 Abs. 4 BV) erneut, welcher die Errichtung von
katholischen Bistümern auf schweizerischem Gebiet der Genehmigung des Bundes
unterstellt. Der Entwurf des EJPD sah vor, diese explizite Schranke der Glaubens- und
Gewissensfreiheit im Interesse des konfessionellen Friedens weiterhin aufrecht zu
erhalten. Gegen diese als Diskriminierung empfundene Bestimmung wehrten sich,
angeführt von der Schweizerischen Bischofskonferenz, viele Katholiken, aber auch
namhafte Staatsrechtler sowie der Ständerat, der im Vorjahr knapp einer
parlamentarischen Initiative auf Abschaffung von Art. 50 Abs. 4 BV zugestimmt hatte.
Die Forderung nach völliger Organisationsfreiheit rief aber auch wieder Opposition auf
den Plan, nicht nur in protestantischen Kreisen, sondern auch bei katholischen
Organisationen (so etwa bei der Römisch-Katholischen Zentralkonferenz), die
befürchteten, mit der Streichung des Bistumsartikels in der Bundesverfassung gebe
man ein Stück demokratischer Mitsprachemöglichkeit bei der Besetzung der Bistümer
aus der Hand, weil damit die implizierte Garantie der religionsrechtlichen Kompetenz
der Kantone und indirekt auch der Konkordate einzelner Kantone mit dem
Apostolischen Stuhl dahinfallen würden. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.01.1996
MARIANNE BENTELI

Mit einer Feier im Nationalratssaal konnte die Christlich-Jüdische Arbeitsgemeinschaft
der Schweiz ihres 50jährigen Bestehens gedenken. Mit dem Ziel, Antisemitismus in
jeglicher Form entgegen zu treten, war die Arbeitsgemeinschaft 1946 als Reaktion auf
den Holocaust von betroffenen Juden und Christen gegründet worden. Seither nahm
sie durch aufklärende Arbeit und gegenseitiges respektvolles Kennenlernen ihre
Aufgabe wahr, kulturelle und religiöse Vorurteile abzubauen. 51

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.09.1996
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.21 14ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Den beiden jüdischen Kultusgemeinden im Kanton Bern (Bern und Biel) wurde vom
Grossen Rat der öffentlich-rechtliche Status zuerkannt, womit sie den drei bernischen
Landeskirchen gleichgestellt werden. Mit diesem Parlamentsbeschluss ist Bern nach
Basel-Stadt und Freiburg der dritte Schweizer Kanton, der Christentum und Judentum
juristisch gleichstellt. 52

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.09.1996
MARIANNE BENTELI

Bis im März des Berichtsjahres verhandelte das BIGA mit der Schweizerischen
ökumenischen Arbeitsgruppe Zivildienst über ein Schulungskonzept für die Mitglieder
der neu zu ernennenden Zulassungskommission Zivildienst. Das Schulungsteam war
bereits zusammengestellt und das Konzept bereinigt, als das BIGA unerwartet
beschloss, die Kommission verwaltungsintern auf ihre Aufgabe vorzubereiten. Das BIGA
begründete seinen Rückzieher damit, dass die Landeskirchen, welche sich seit Jahren
für einen Zivildienst engagiert hatten, in der Bevölkerung als zu wenig ideologisch
neutral angesehen würden und deshalb in diesem heiklen Bereich nicht mit der
Schulung betraut werden könnten. Die Kirchen werteten die Meinungsänderung des
BIGA als Misstrauensvotum gegenüber ihrer Kompetenz im sozialethischen sowie
erwachsenenbildnerischen Bereich und letztlich als generelle Absage an die
Zusammenarbeit von Kirche und Staat. 53

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.09.1996
MARIANNE BENTELI

Ins Kreuzfeuer der Kritik gerieten die Landeskirchen auch mit ihrem offenen Einsatz
gegen das revidierte Arbeitsgesetz. Sie lehnten sowohl die Ausdehnung der
Sonntagsarbeit als auch die erweiterten Ladenöffnungszeiten ab. 54

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.11.1996
MARIANNE BENTELI

In ungewöhnlich undiplomatischer Weise distanzierten sich wichtige katholische
Würdenträger von der Person von Bischof Wolfgang Haas und den Entwicklungen im
Bistum Chur. Den Reigen der kritischen Äusserungen eröffnete der päpstliche Nuntius,
Erzbischof Karl Rauber. In einer Sendung des Tessiner Fernsehens bezeichnete er den
«Fall Haas» als nach wie vor aktuell, weshalb baldmöglichst eine Lösung gefunden
werden müsse. Weihbischof Paul Vollmar griff zu noch deutlicheren Worten. In einem
Interview bezeichnete er Haas als eine «Fehlbesetzung», weshalb ein Neubeginn im
Bistum Chur nur ohne ihn denkbar sei. Sowohl der Priesterrat des Bistums Chur wie
auch die 1994 gegründete Tagsatzung der Bündner Katholiken stützten diese
Einschätzung und drängten auf die baldige Ablösung von Haas. Zur allgemeinen
Überraschung bezog schliesslich auch die Schweizer Bischofskonferenz einstimmig
Position gegen Haas und liess verlauten, sie teile die Einschätzung von Weihbischof
Vollmar voll und ganz. Der Umstand, dass damit alle wichtigen Gremien auf Distanz zu
ihm gegangen waren, beeindruckte Bischof Haas keineswegs. Er liess erklären, er sehe
in der Stellungnahme seiner bischöflichen Kollegen keinen Grund zum Rücktritt. 55

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.12.1996
MARIANNE BENTELI

Zur Debatte über die Haltung der Schweiz gegenüber den Juden vor, während und
nach dem 2. Weltkrieg siehe oben, Teil I, 1a (Aufarbeitung der Kriegsjahre) sowie 4b
(Banken).

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1996
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen eines eintägigen Arbeitsbesuchs zu Jahresbeginn in Rom stattete Bundesrat
Cotti auch dem Vatikan eine kurze Visite ab. Nach einer Audienz bei Papst Johannes
Paul II. unterrichtete er Kardinal-Staatssekretär Sodano, den "Aussenminister" des
Heiligen Stuhls, über die grosse Besorgnis der katholischen Bevölkerung der Schweiz
bezüglich der Verhältnisse im Bistum Chur. 56

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.01.1997
MARIANNE BENTELI

Nachdem 1994 und 1995 bei vier Dramen um die Sonnentemplersekte 74 Menschen
ums Leben gekommen waren, darunter auch eine gewisse Anzahl von in Genf ansässigen
Personen, hatte die Genfer Regierung einen Expertenbericht in Auftrag gegeben, um
sich ein Bild über das Ausmass der Gefahr zu machen, die von zweideutigen religiösen
Organisationen ausgeht. Nach Abschluss ihrer Untersuchung schlugen die Experten
nicht weniger als 40 Massnahmen gegen die negativen Einflüsse sektenähnlicher
Organisationen und Gruppierungen vor. Angeregt wurden unter anderem eine
verstärkte Aufklärung über Sekten im allgemeinen sowie eine Verbesserung der
Opferhilfe für Ausstiegswillige. Die Genfer Regierung leitete darauf dem

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.02.1997
MARIANNE BENTELI
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Kantonsparlament zwei Standesinitiativen zu. Mit der einen Initiative soll ein Artikel ins
Strafgesetzbuch aufgenommen werden, der die "Gehirnwäsche" von Menschen strafbar
machen würde. Das zweite Begehren sieht vor, dass die Gründung und das Bestehen
eines Vereins obligatorisch den Behörden gemeldet werden muss. 57

Im Juni trafen sich Vertreter aller Kantone der Romandie sowie des Tessins in Genf, um
Massnahmen gegen sektenähnliche Organisationen gemeinsam anzugehen. Da sie
grosse Unterschiede in der kantonalen Gesetzgebung und der tatsächlichen
Betroffenheit feststellten, beschlossen sie, eine Arbeitsgruppe einzusetzen, um ein
einvernehmliches Vorgehen gegenüber den Sekten abzustimmen. 58

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 13.06.1997
MARIANNE BENTELI

Erstmals in der Schweiz verneinte ein Gericht in der Schweiz die Frage, ob Scientology
eine Religion sei. Gegenüber einem Scientology-Anhänger, der sich wegen seiner
Zugehörigkeit zu dieser Gruppierung im Sinn des Antirassismus-Gesetzes diskriminiert
fühlte, vertrat die St. Galler Anklagekammer die Ansicht, aufgrund ihrer
Selbstdarstellung müsse Scientology als religiöse Philosophie und nicht als Religion
bezeichnet werden. Das Bundesgericht wies die Klage des Scientology-Anhängers
ebenfalls ab, da dieser nicht in der Lage war, eine zivilrechtliche
Schadenersatzforderung zu begründen. 59

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 25.06.1997
MARIANNE BENTELI

Als Schweizer Premiere übernahm der Kanton Bern aufgrund seiner neuen
Kantonsverfassung die Entlöhnung der jüdischen Rabbiner der Kultusgemeinden Bern
und Biel. Damit geht Bern über die Anerkennung der israelitischen Kultusgemeinden
hinaus, welche in den letzten Jahren in den Kantonen Basel-Stadt und Freiburg
vorgenommen wurden. 60

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.07.1997
MARIANNE BENTELI

Gemäss der Auffassung der Konsultativen Staaatsschutzkommission soll Scientology in
der Schweiz vorerst nicht überwacht werden. Die innere Sicherheit des Landes werde
durch diese Gruppierung nicht unmittelbar gefährdet. In Deutschland hatten die
Innenminister der Länder entschieden, die Organisation künftig vom Verfassungsschutz
beobachten zu lassen. Die Staatsschutzkommission erklärte, ihre Einschätzung
unterscheide sich von jener anderer Staaten, weil in der Schweiz extreme und totalitäre
Ansichten nur überwacht werden dürften, wenn sie mit Straftaten gegen den Staat oder
mit Gewalt verbunden seien. Für Tätigkeiten, wie sie Scientology betreibt, seien zudem
zumeist die Kantone zuständig. 61

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.07.1997
MARIANNE BENTELI

Das Bundeamt für Statistik publizierte Untersuchungsergebnisse, die - auf der Basis
der Volkszählungsdaten von 1990 - den Befund bestätigten und präzisierten, dass die
religiöse Vielfalt in der Schweiz zunimmt. Die Landeskirchen umfassen zwar immer
noch 86% der Bevölkerung, doch hat die Einwanderung den Anteil anderer
Konfessionen und Religionen erhöht. Unter den Einwohnerinnen und Einwohnern
waren 1990 die Protestanten immer noch etwas zahlreicher als die Katholiken, ebenso
in der Bevölkerung der über 40-jährigen. Angehörige von Ostkirchen machten 1990 1%
der Wohnbevölkerung aus, Muslime 2,2%. Deren Zahl dürfte seither in Zusammenhang
mit der Anwesenheit von Bosniern und Kosovo-Albanern noch deutlich gewachsen
sein. 62

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.08.1997
MARIANNE BENTELI

Mehr als eine halbe Million Einwohner der Schweiz (7,4%) erklärten 1990, sie gehörten
keiner Religionsgemeinschaft an. Ihr Anteil ist in den Kantonen mit weitgehender
Trennung von Kirche und Staat (Neuenburg, Genf) sowie in Basel-Stadt besonders hoch.
1970 hatte diese in der Statistik 1960 geschaffene Kategorie erst 1,1% der Bevölkerung
umfasst. Die Relativierung traditioneller Prägungen zeigt sich auch in den
geographischen Unterschieden: Die Reformierten sind nur noch im Kanton Bern mit
72% klar in der Mehrheit. Knapp 50% erreichten sie 1990 in den Kantonen Glarus,
Thurgau, Waadt, Neuenburg, Zürich, Baselland, Schaffhausen und Appenzell
Ausserrhoden. Demgegenüber sind elf Kantone zu mindestens 70% katholisch. In 22,5%
der Ehen gehörten 1990 die Ehepartner unterschiedlichen Glaubensgemeinschaften an
gegen lediglich 5% 1880. 63

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.08.1997
MARIANNE BENTELI
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Als erster Schweizer Kanton bereitete der Kanton Basel-Stadt einen Gesetzesentwurf
vor, der die vielfach als Belästigung empfundene Strassenmission von Scientology
einschränken will. 64

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 15.08.1997
MARIANNE BENTELI

Das Bundesgericht befand, einer zum Islam konvertierten Primarlehrerin sei zu Recht
verboten worden, während des Unterrichts ein Kopftuch oder einen Schleier zu tragen.
Die Lausanner Richter vermochten in dem vom Genfer Erziehungsdepartement
erlassenen Kopftuchverbot keine Verletzung der Glaubens- und Gewissenfreiheit
erblicken. Von Bedeutung sei hingegen, dass die Lehrerin an der Primarschule und
damit Kinder unterrichte, die besonders leicht beeinflussbar seien. Würde man der
Lehrerin erlauben, das als stark einzustufende Symbol des Kopftuchs im Unterricht zu
tragen, so käme dies laut Bundesgericht einem Präjudiz gleich. Es wäre auch schwer mit
dem Verbot des Aufhängens eines Kruzifixes in den öffentlichen Schulen vereinbar. 65

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 20.11.1997
MARIANNE BENTELI

Gegen den Vorschlag des Bundesrates hatten die Verfassungskommissionen beider
Räte im Vorjahr beschlossen, den gesamten Art. 72, der das Verhältnis von Kirche und
Staat regelt, aus der nachgeführten Bundesverfassung zu kippen. Stein des Anstosses
war vor allem Abs. 3 des Artikels, der sogenannte «Bistumsartikel», der die Errichtung
neuer oder die Gebietsveränderung bestehender Bistümer der Genehmigung des
Bundes unterstellt. Die Kommissionen nahmen damit das Anliegen einer
parlamentarischen Initiative von alt Ständerat Huber (cvp, AG) auf, welcher die kleine
Kammer 1995 Folge gegeben hatte. Die Gegner einer Streichung – darunter der
Evangelische Kirchenbund und die Römisch-katholische Zentralkonferenz der Schweiz
machten geltend, gerade die jüngste Vergangenheit mit den Ereignissen im Bistum Chur
habe die Bedeutung dieses Artikels gezeigt. Entfalle die Kontrolle durch den Bund, sei
der Vatikan frei in der Errichtung der Bistümer, womit möglicherweise auch die
Konkordate der Diözesen Basel und St. Gallen gefährdet seien, welche das
ortskirchliche Bischofswahlrecht garantieren. 66

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.01.1998
MARIANNE BENTELI

Einen weiteren «alten Zopf» aus dem Kulturkampf wollte der Bundesrat im Sinn der
Nachführung auch in Artikel 143 beibehalten, der die Wählbarkeitsvoraussetzungen für
den Nationalrat, den Bundesrat und das Bundesgericht definiert. Nach Auffassung des
Bundesrates sollten dafür nur Stimmberechtigte «weltlichen Standes» in Frage
kommen, also weiterhin keine amtierenden Priester und Pfarrer sowie keine
Angehörigen klösterlicher Gemeinschaften. In beiden Kammern beantragten die
Kommissionen einstimmig, dass alle Stimmberechtigten in diese Gremien gewählt
werden können; ihrer Ansicht nach handelte es sich hier um eine unbestrittene
Änderung, da damit die Diskriminierung der Geistlichen aller grösserer Religionen
aufgehoben wird. Im Nationalrat wies Bundesrat Koller darauf hin, dass diese
Streichung über die eigentliche Nachführung hinausgeht, widersetzte sich ihr aber
nicht, zumal damit ein Rechtszustand hergestellt wird, der auch in Übereinstimmung
mit Art. 25 des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte ist, der
ganz klar einen diskriminierungsfreien Zugang zu öffentlichen Ämtern gewährleistet.
Beide Kammern stimmten der Streichung stillschweigend zu. 67

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.03.1998
MARIANNE BENTELI

Während die Anrufung Gottes in der Präambel der revidierten Bundesverfassung im
Ständerat oppositionslos genehmigt wurde, führte dies im Nationalrat zu einem ersten
Schlagabtausch zwischen den politischen Lagern. Im Namen einer
Kommissionsminderheit stellte Gross (sp, ZH) den Antrag, die Gottesanrufung sei zu
streichen. Er machte geltend, diese sei zu einer Floskel geworden und vermöge einer
modernen Verfassung nicht mehr zu genügen. Gross schlug vor, im ersten Satz lediglich
die von der Verfassungskommission zusätzlich vorgeschlagene (und vom Rat auch
eingefügte) «Verantwortung gegenüber der Schöpfung» zu erwähnen. Seine
Argumentation stiess auf massiven Widerspruch. Fritschi (ZH) warnte namens der FDP-
Fraktion davor, ausgerechnet das traditionellste aller traditionellen Elemente aus der
Verfassung zu kippen. Er meinte, das wäre ein kontraproduktives Vorgehen, welches in
der Volksabstimmung zur sicheren Ablehnung der ganzen Verfassungsreform führen
würde. Föhn (SZ) verwies für die SVP darauf, dass die Schweiz ein Teil des christlichen
Abendlandes sei und eine Anrufung Gottes deshalb nie eine Floskel sein könne. Als
Vertreter der CVP warnte Durrer (OW) davor, mit der christlichen Tradition zu brechen
und eine neue Wertordnung zu schaffen. Unterstützung fanden die Gegner des Antrags

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.1998
MARIANNE BENTELI
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bei Bundesrat Koller. Mit der Anrufung Gottes werde eine alte Tradition fortgesetzt, die
in der Vernehmlassung auf ein überaus positives Echo gestossen sei. Die Verankerung
von «Gott dem Allmächtigen» sollte laut Koller klarmachen, dass eine höhere Macht
über Mensch und Staat steht. Nachdem mehrere Eventualanträge, die zumindest eine
Lockerung der Formulierung verlangten, keine Mehrheit gefunden hatten, wurde der
Antrag Gross mit 105 zu 53 Stimmen klar abgelehnt. 68

Die Stadt Bern – zusammen mit dem Kanton seit Jahren führend in der öffentlich-
rechtlichen Anerkennung ausserchristlicher Religionsgemeinschaften – will als erste
Deutschschweizer Gemeinde in ihren Friedhöfen besondere Abteilungen für religiöse
und ethnische Minderheiten schaffen, welche es deren Angehörigen ermöglichen wird,
sich nach den Gesetzen des eigenen Glaubens beerdigen zu lassen. Der Stadtrat
genehmigte das entsprechende Reglement erstaunlich deutlich mit 66 zu 4 Stimmen
bei 5 Enthaltungen. Die Öffnung betrifft vor allem die Muslime, welche seit Jahren
verlangten, als Gruppe und in der ihnen durch den Glauben vorgeschriebenen
Ausrichtung auf Mekka bestattet zu werden. Bisher war das einzige Islam-Abteil auf
Schweizer Friedhöfen das ”carré musulman” in Genf. In Zürich ist man seit Jahren an
einer entsprechenden Änderung, doch stehen diesem Schritt kantonale Gesetze und
politischer Druck im Weg. 69

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.08.1998
MARIANNE BENTELI

Als Nachfolger des umstrittenen Bischofs Wolfgang Haas wurde Amédée Grab, Bischof
von Freiburg-Lausanne-Genf und seit kurzem Vorsitzender der Schweizer
Bischofskonferenz, zum neuen Vorsteher der Diözese Chur ernannt. Da einige Schritte
im Wahlprozedere nicht eben transparent waren, wurden erneut Stimmen laut, wonach
der Vatikan auch diesmal die verbrieften Rechte des Churer Domkapitels missachtet
habe. Gegen Grab persönlich, einen zwar eher konservativen, aber dialogbereiten
Kirchenvertreter, regte sich kein besonderer Widerstand. 70

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.08.1998
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat als Erstrat hielt sich – gegen einen Antrag Inderkum (cvp, UR) – an die
Empfehlungen seiner Kommission und strich nach kurzer Diskussion den Artikel mit 20
zu 17 Stimmen. Haupttenor war, die Manifestationen religiösen Lebens seien Teil der
Gewissensfreiheit, eine Bedrohung des konfessionellen Friedens sei in weite Ferne
gerückt und der «Bistumsartikel» lediglich ein Überbleibsel aus dem «Kulturkampf» im
19. Jahrhundert. Bundesrat Koller anerkannte zwar, dass der Artikel unter grund- und
völkerrechtlichen Aspekten problematisch sei, plädierte aber vergebens dafür, die
Angelegenheit erst in einer nachfolgenden Partialrevision zu lösen, da es politisch nicht
klug wäre, eine bestehende und emotional nicht zu unterschätzende
Verfassungsbestimmung im Rahmen der Nachführung einfach zu streichen. Im
Nationalrat fand Koller dann mehr Gehör. Mit dem relativ deutlichen Mehr von 88 zu 68
Stimmen wurde der «Bistumsartikel» beibehalten, obgleich auch hier mehrfach betont
wurde, diese Diskriminierung einer einzelnen Konfession sei wahrlich kein Ruhmesblatt
für die neue Verfassung. Die von Koller ins Feld geführten staatspolitischen Bedenken
führten schliesslich auch im Ständerat zum Umdenken. Die Entscheidung fiel allerdings
nur mit Stichentscheid des Präsidenten. Bei diesen Diskussionen war allerdings klar
geworden, dass niemand mehr ernsthaft an diesen einschränkenden Bestimmungen
festhalten will, weshalb die Frage baldmöglichst mit einer Teilrevision gelöst werden
soll. In Ausführung der von ihr 1995 angenommenen parlamentarische Initiative
beauftragte die staatspolitische Kommission des Ständerates den Bundesrat mit einer
Vernehmlassung zu dieser Problematik. 71

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.09.1998
MARIANNE BENTELI

Die gegen die Aktivitäten von «Scientology» zielende, 1998 erlassene neue Regelung
im Übertretungsstrafrecht des Kantons Basel-Stadt, wonach es auf öffentlichem Grund
verboten ist, Passanten unlauter anzuwerben, hielt vor Bundesgericht stand. Ob
«Scientology» als Religionsgemeinschaft zu betrachten ist, wurde von den Lausanner
Richtern allerdings nicht abschliessend beurteilt. 72

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 01.07.1999
MARIANNE BENTELI
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Mit einem einjährigen Pilotprojekt läuteten die beiden Luzerner Gemeinden Kriens und
Ebikon im Schuljahr 2002/2003 eine Schweizer Premiere ein, indem sie islamischen
Schülerinnen und Schülern in der Unterstufe muslimischen Religionsunterricht
anboten. Der Beauftragte für Religion der drei Landeskirchen im Kanton Luzern
erklärte, die aus Deutschland stammenden Lehrmittel seien eingehend geprüft worden;
es handle sich um modernes Unterrichtsmaterial ohne fundamentalistische Inhalte. Die
Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren begrüsste das Projekt, da sie
grundsätzlich empfiehlt, dass Kinder fremder Kulturen auch in ihrer Sprache und Kultur
unterrichtet werden. 73

KANTONALE POLITIK
DATUM: 28.08.2002
MARIANNE BENTELI

Die russisch-orthodoxen Gläubigen erhielten Ende Jahr in Zürich ihre erste geweihte
Kirche in der deutschen Schweiz. Sie steht nicht nur Russen offen, sondern wird auch
von zahlreichen Georgiern, Bulgaren, Ukrainern und Serben besucht.
Zu andauernden Schwierigkeiten innerhalb der serbisch-orthodoxen Kirche bei der
Besetzung von Priesterstellen, welche die Eidg. Ausländerkommission bewogen, sich
aus ihrer Vermittlerrolle zurückzuziehen, siehe hier. 74

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.12.2002
MARIANNE BENTELI

Nur in wenigen Ländern Europas wird bei Volkszählungen die Frage nach der
Religionszugehörigkeit gestellt. Das Bundesamt für Statistik hält aber weiter daran fest,
weil sie ein wichtiger Indikator für Einstellungen, Werte und das Verständnis des
sozialen Wandels sei. Die definitiven Zahlen der Volkszählung 2000 zeichneten denn
auch das Bild einer rasch sich verändernden Gesellschaft. Zwischen 1990 und 2000
verloren die beiden grossen Landeskirchen 363'000 Mitglieder. Noch knapp 42 Prozent
der Schweizer Wohnbevölkerung bezeichneten sich als römisch-katholisch (1990:
46.2%), 33 Prozent (38.5%) als evangelisch-reformiert. Die Freikirchen und übrigen
protestantischen Gemeinschaften blieben mit einem Anteil von 2.2 Prozent stabil,
ebenso die Angehörigen der jüdischen Glaubensgemeinschaft und der Christkatholiken
(je 0.2%). 11 Prozent gaben an, zu keiner Konfession zu gehören. 1990 waren es erst 7.4
Prozent und 1970 lediglich 1.1 Prozent gewesen. Der Anteil der Konfessionslosen ist
besonders hoch bei den 30- bis 50-Jährigen, und er ist bei Männern höher als bei
Frauen. In städtischen Gebieten gibt es doppelt so viele Konfessionslose wie auf dem
Land, und in der Westschweiz ist deren Anteil wesentlich höher als in der
Deutschschweiz und im Tessin (GE: 23%; NE: 22%). Gemäss BFS zieht sich ein Bogen
der starken Säkularisierung von Genf hinauf über die Waadt, Neuenburg, die Region
Solothurn-Basel, den Aargau, die Stadt Zürich nach Schaffhausen.

Seit der Volkszählung von 1990 hat sich in Folge der Zuwanderung vor allem aus den
Gebieten des ehemaligen Jugoslawiens der Anteil neuer Religionsgruppen auf 7
Prozent verdoppelt. Besonders zugelegt hat der Anteil von Angehörigen islamischer
Glaubengemeinschaften (rund 4.3%). Ebenfalls steigend, wenn auch auf niedrigerem
Niveau, ist der Anteil von Mitgliedern christlich-orthodoxer Kirchen (1.8%), von Hindus
(0.4%), Buddhisten (0.3%) und Anhängern synkretistischer Glaubengemeinschaften. Die
neuen Religionsgruppen konzentrieren sich in der Nordwestschweiz, im Grossraum
Zürich und in der Ostschweiz. Im Kanton St. Gallen beträgt ihr Anteil 9.8 Prozent, im
Thurgau 8.5 Prozent. Aufgrund dieser Entwicklung sowie der geographischen Mobilität
und der Zunahme von Mischehen hätten sich die religiösen Grenzen in der Schweiz
aufgelöst, stellte das BFS fest. In einem breiten, mehrheitlich städtischen Gürtel, der
vom Genfersee entlang der Jurakette bis zum Bodensee und ins St. Galler Rheintal
reicht, gebe es keine deutlich dominierenden Kirchen mehr. 75

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.01.2003
MARIANNE BENTELI

In Zusammenhang mit den Diskussionen um die Legalisierung gleichgeschlechtlicher
Partnerschaften kritisierte der Basler Bischof Kurt Koch in einem Interview die
Haltung der CVP; es gehe nicht an, das C im Namen zu tragen und gleichzeitig die
Meinung zu vertreten, der Glaube sei eine Privatsache und habe mit Politik nichts zu
tun. Auch die Wirtschaftspolitik der CVP fand der katholische Würdenträger als zu
neoliberal, um mit den christlichen Grundwerten vereinbar zu sein. Die Parteileitung
der CVP distanzierte sich umgehend von der bischöflichen Rüge. Der Bischof setze das
Christentum mit den Überzeugungen der römisch-katholischen Kirche gleich. Diese
Verkürzung sei falsch. In der CVP politisierten nämlich Christen katholischer und
protestantischer Herkunft. Die Kirche könne und solle ihre Rolle in der Gesellschaft
übernehmen und ihre Ansichten in die Diskussion einbringen. Das dürfe aber nicht mit
einer Weisungsgebundenheit christlicher Politiker gleichgesetzt werden. Die CVP fühle
sich an keine Direktiven weder aus Rom noch aus dem Bistum Basel gebunden. 76
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Spitzenvertreter von Christen, Juden und Muslimen wollen einen Dialog führen und
vereinbarten deshalb auf Anregung des Präsidenten des Schweizerischen Evangelischen
Kirchenbundes, einen «Rat der Religionen» ins Leben zu rufen. Dieser soll als Plattform
der Verständigung und als Ansprechorgan des Bundes dienen. 77

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.09.2004
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer repräsentativen Umfrage, die nach 1989 zum zweiten Mal den religiösen
Bewusstseinsstand in der Schweiz untersuchte, steht Religion in der spätmodernen
Gesellschaft in einem Spannungsfeld, das durch zwei Pole charakterisiert ist: zum
einen durch die von den herkömmlichen Agenturen und neuen religiösen Institutionen
und Netzwerken vertretene «institutionelle Religion», zum andern durch die
«universale Religion». Deren «Angehörige» gehörten keinem bestimmten Bekenntnis
an. Sie glaubten zum Beispiel an die Existenz einer höheren Macht, ordneten den Tod in
den Kreislauf von Werden und Vergehen ein, beteten in verschiedensten Lebenslagen
und verfügten über beträchtliche ethische Ressourcen (Bekenntnis zu
Menschenrechten). Diese Überzeugungen trügen wesentlich zu ihrem emotionalen
Gleichgewicht und zu ihrer weltanschaulichen Orientierung bei, würden jedoch als
Privatsache betrachtet. 78

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.01.2005
MAGDALENA BERNATH

2017 wurde in Zürich der Verein  «Qualitätssicherung der Muslimischen Seelsorge in
öffentlichen Institutionen» (QuaMS) gegründet, der eine muslimische Seelsorge im
Kanton anbieten soll. Die Trägerschaft setzt sich aus den Islamischen Organisationen in
Zürich (VIOZ) und dem Kanton Zürich zusammen. Unterstützt wurde der Verein von der
reformierten und der katholischen Kirche. Mit dem Projekt «Zürich-Kompetenz» schuf
die QuaMS ausserdem eine Weiterbildung für muslimische Betreuungspersonen,
welche es in der Schweiz so sonst nicht gebe, wie der Kanton Zürich auf seiner
Homepage schrieb. Das Schweizerische Zentrum für Islam und Gesellschaft (SZIG) der
Universität Freiburg mit dieser Weiterbildung für angehende Seelsorgende betreut.

Nachdem das SEM 2018 aufgrund fehlender Finanzierungsmöglichkeiten das
Pilotprojekt für eine muslimische Seelsorge in den Zürcher Bundesasylzentren trotz
positiver Ergebnisse eingestellt hatte, führte der Verein QuaMS das Angebot ab Sommer
2018 weiter. Neben den bisherigen Geldgebern wurde das Projekt von 2020 bis 2021
auch durch das fedpol im Rahmen des Nationalen Aktionsplans zur Verhinderung und
Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus unterstützt. 79

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2017
SARAH KUHN

Im Juli 2016 startete das SEM ein einjähriges Pilotprojekt für eine muslimische
Seelsorge in den Zürcher Bundesasylzentren. Das Projekt sei in enger Zusammenarbeit
mit den reformierten und katholischen Landeskirchen sowie mit dem Schweizerischen
Israelitischen Gemeindebund (SIG) erarbeitet worden, welche die Seelsorge bis anhin
angeboten hatten. Ziel des Projekts – welches von der Vereinigung der Islamischen
Organisationen in Zürich (VIOZ) umgesetzt werde – sei zu prüfen, welchen Nutzen eine
muslimische Seelsorge bringe und ob diese allenfalls in Zukunft flächendeckend in allen
Schweizer Bundesasylzentren angeboten werden könne. Insgesamt wurden für diese
Periode drei muslimische Seelsorgende durch das SEM angestellt – eine Frau und zwei
Männer –, wie das SEM in einer Medienmitteilung bekannt gab.
Im Oktober 2017 veröffentlichte das Schweizerische Zentrum für Islam und Gesellschaft
(SZIG) der Universität Freiburg einen Evaluationsbericht über den Nutzen und die
Machbarkeit einer muslimischen Seelsorge in Bundesasylzentren. Das SZIG hatte das
Pilotprojekt über die gesamte Zeitspanne hinweg begleitet und untersuchte mit Daten
über die Auslastung der Bundesasylzentren sowie mit Ergebnissen aus teilnehmender
Beobachtung und qualitativer Interviews, welche Auswirkungen der Einsatz der drei
Seelsorgenden hatte. 
Die Evaluation habe gezeigt, dass «die muslimische Seelsorge einen klaren Mehrwert für
die Asylsuchenden, das Asylzentrum sowie die Schweizer Gesellschaft» biete. Viele
Asylsuchende hätten den Wunsch, mit einer Person der eigenen Religion zu sprechen.
Weiter hätten die Seelsorgenden eine «Brückenfunktion» zwischen dem Herkunftsland
und der Schweizer Gesellschaft einnehmen können. Insbesondere der Abbau von
Vorurteilen und Missverständnissen sowie die Vermittlung eines Islams, welcher mit
einem säkularen Staat sowie einer pluralistischen Gesellschaft vereinbar sei, seien im
Zentrum gestanden. Damit und mit ihrer Vorbildfunktion hätten die Seelsorgenden
auch dabei helfen können, «extremistischen Auffassungen den Nährboden [zu]
entziehen». 
Das SZIG empfahl entsprechend, die muslimische Seelsorge schrittweise auf weitere

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.02.2018
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Bundesasylzentren schweizweit auszubauen. Dafür sei es einerseits zentral, dass
Seelsorgende beider Geschlechter eingesetzt würden, andererseits brauche es ein
spezifisches Weiterbildungsangebot für die künftigen Seelsorgenden. Es sei jedoch
unklar, wie das Projekt finanziert werden solle. Die christliche Seelsorge werde derzeitig
von den Landeskirchen finanziert, die muslimischen Organisationen hätten aber die
nötigen Mittel dafür nicht, auch wenn sie stark an einer muslimischen Seelsorge
interessiert seien.
Aufgrund der positiven Ergebnisse und der gleichzeitig unklaren finanziellen Lage
entschied das SEM im Februar 2018, das Pilotprojekt bis Ende Juni 2018 zu verlängern
und dann einzustellen. Da der Kanton Zürich die muslimische Seelsorge als ein
wichtiges Angebot erachtete, führte der Verein «Qualitätssicherung der Muslimischen
Seelsorge in öffentlichen Institutionen» (QuaMS) das Angebot von muslimischer
Seelsorge ab Sommer 2018 in zwei Zürcher Bundesasylzentren weiter. 80

Nach elf Amtsjahren kündete Benno Schnüriger, etwas früher als geplant, im Herbst
2017 seinen Rücktritt vom Amt des Synodalratspräsidenten der Zürcher Katholikinnen
und Katholiken an und ebnete damit einem historischen Entscheid den Weg: Zum
allerersten Mal wählte die Synode des Kantons Zürich im April 2018 eine Frau an die
Spitze der katholischen Exekutive. Das bisherige Synodalratsmitglied Franziska
Driessen-Reding würde also ab Juli 2018 das Amt der obersten Zürcher Katholikin
innehaben. Um der neuen Vorsteherin der Glaubensgemeinschaft etwas auf den Zahn
zu fühlen, lud die Luzerner Zeitung im Mai zu einem umfassenden Interview ein. Die
designierte Präsidentin nutzte diese Gelegenheit, um über Fragen zur römisch-
katholischen Kirche im Allgemeinen und zu ihrer Rolle und Funktion in und für die
Schweizer Gesellschaft zu sprechen. Dabei äusserte sie sich zu Themen wie der Rolle
der Frauen in der katholischen Kirche und der damit einhergehenden Entwicklung der
Frauenordination im Schatten der Männerdominanz, zum Verhältnis der Schweizer
Landeskirche zu Rom und ihrer persönlichen Haltung zu den Päpsten Franziskus und
Benedikt, zum Verhältnis zu Bischof Vitus Huonder und der Forderung nach einem
eigenständigen Bistum Zürich oder zur Akzeptanz verschiedener
Religionsgemeinschaften in der Schweiz und der Rolle der Kirche im Feld der
Flüchtlings- und Asylpolitik. Während das gesamte Interview zwar auch kritisch, aber im
Grossen und Ganzen sachlich geführt wurde, lösten die Antworten der Zürcherin zur
Flüchtlings- und Asylfrage im Nachgang des Interviews einen regelrechten Eklat aus. 
Gefragt, ob sich denn die Schweizer Asylpolitik mit den katholischen Werten decke und
die Katholiken dem persönlichen Beispiel Driessens folgen und Flüchtlinge aufnehmen
sollten, antwortete sie: «Wir Kirchen müssen uns in solchen Debatten einbringen. Zwar
werden wir kritisiert, die Kirche habe in der Politik nichts zu melden und solle getrennt
sein vom Staat. Aber wenn es um Menschenrechte geht, müssen wir laut werden [...].
Der Churer Weihbischof Peter Henrici sagte 2004, ein guter Christ könne nicht SVP
wählen. Ich glaube, ich könnte ihm recht geben. Es bereitet mir Mühe, wie man sich als
Teil einer Kirche sehen kann, wenn man deren wichtigsten Grundwert nicht achtet: für
den Nächsten da zu sein.»
Das sei anmassend und verletzend, polterte tags darauf Thomas Burgherr, Präsident der
Aargauer SVP, in der Aargauer Zeitung und forderte Driessen via Facebook zu einer
öffentlichen Entschuldigung auf. Die Kirche habe für alle Menschen und Meinungen
offen zu sein. Es sei ihm nicht wirklich klar geworden, ob «diese Frau» tatsächlich an
Gott glaube, sie klassifiziere zwar, wer ein guter Christ sei, zeige selbst aber kein klares
Bekenntnis zu Gott. Er selbst sehe absolut keinen Konflikt zwischen den christlichen
Werten und der SVP-Asylpolitik: Jene Flüchtlinge, die an Leib und Leben bedroht seien,
müsse man schützen. Was jedoch nicht gehe, seien die vielen Wirtschaftsflüchtlinge,
die lediglich das System missbrauchten. Auch die von Driessen angesprochene
Anerkennung vom Islam und von orthodoxen Gemeinden unterstütze er nicht,
schliesslich seien wir ein «christliches Abendland und wollen das auch bleiben». Die
Aargauer Zeitung verwies darauf, dass Driessen betonte, sie wolle niemanden aus der
Kirche ausstossen, das Gastrecht aber verteidigen; sie sehe daher auch keinen Grund
für eine Entschuldigung. Nationalrätin Flückiger (svp, AG) kündigte in der Luzerner
Zeitung indes erste Konsequenzen an: Sie sei masslos enttäuscht über Frau Driessens
Aussage und habe bereits das Formular für den Kirchenaustritt heruntergeladen und
überlege sich nun, zu den Reformierten zu wechseln. Zwischenzeitlich erwarte sie eine
Entschuldigung und eine Stellungnahme des Bistums Basel. Roberto Martullo-Blocher,
Ehemann von Nationalrätin Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR), forderte gar den
Rücktritt der Synodalratspräsidentin und ermahnte sie, nicht zu vergessen, woher denn
die meisten Steuergelder für ihre Kantonalkirche kämen – «von den SVP-Leuten». Er
selbst war bereits im Januar aus der Kirche ausgetreten, da die Führung der
Kantonalkirche stets gegen den Bischof von Chur schiesse, um damit eine Abspaltung
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vom Bistum zu provozieren. Der Bischof von Chur, Vitus Huonder, hingegen bedauerte
es sehr, dass der Eindruck entstanden sei, dass eine Bundesratspartei nicht wählbar
sei. Die katholische Kirche halte alle Parteien, die rechtsstaatliche Grundlagen
einhalten, für wählbar und bevormunde die Gläubigen politisch nicht. Dennoch
versäumte er es nicht, an den vorherrschenden Konflikt zwischen der römisch-
katholischen Kirche und den Kantonalkirchen zu erinnern: Die Zürcher Kantonalkirche
sei vom Staat geschaffen und somit kein Teil der römisch-katholischen Kirche; Driessen
repräsentiere daher nur sich selbst.
Rund zwei Wochen nach Erscheinen des Interviews nahm schliesslich auch der Bischof
von Basel, Felix Gmür, im Rahmen eines eigenen Interviews, mit dem Schwerpunkt
Asylpolitik, in der Solothurner Zeitung Stellung. Gefragt, ob ein Christ guten Gewissens
SVP wählen könne, fragte er lediglich: «Weshalb diese Frage? Die Kirche macht keine
Parteipolitik». Darauf hingewiesen, dass Frau Driessen dieser Ansicht sei, erwiderte er
lediglich, ob sie denn auch gesagt habe, warum sie dieser Meinung sei. Ansonsten sei
diese Aussage nur plakativ. Die Kirche schliesse Menschen mit unterschiedlichen
Ansichten nicht aus, man müsse mit diesen ins Gespräch kommen. In gewissen Punkten
gebe es sicherlich übereinstimmende Ansichten von Kirche und Parteiprogrammen, in
anderen wiederum könnten diese gänzlich divergierend sein; es sei aber nicht die
Aufgabe der Kirche, politisches Geschehen zu gestalten. Auf die Anmerkung, dass sich
zahlreiche Politiker oft auf die christlich-abendländischen Werte beziehen und ob das
denn nicht zu einer Instrumentalisierung der Kirche führe, erwiderte er, dass nicht die
Kirche selbst, sondern kirchliche Symbole instrumentalisiert würden, was ein gänzlich
falsches Mittel zur Abgrenzung sei. Christliche Identität zeige man am besten, in dem
man als Christ lebe, beispielsweise, indem man mehr Ausbildungsmöglichkeiten für
junge Asylbewerber anbiete: Das sei eine konkrete Hilfe am Nächsten, weil die Leute so
nicht mehr ausgegrenzt würden und von Fürsorge leben müssten. Auf die Anmerkung,
dass das jetzt aber schon politisch sei, antwortete er, dass die Kirche lediglich
Vorschläge mache und ansage, welchen Weg sie für gut befinde; was umgesetzt werde,
bestimme aber die Politik. 81

In seinem jährlichen Antisemitismusbericht sammelt und analysiert der Schweizerische
Israelitische Gemeindebund (SIG) in Zusammenarbeit mit der Stiftung gegen Rassismus
und Antisemitismus (GRA) seit 2008 antisemitische Vorfälle aus der deutschsprachigen,
rätoromanischen und italienischsprachigen Schweiz. Die Vorfälle sammelt der SIG zum
einen über eine interne Meldestelle, andererseits werden auch Fälle aufgenommen,
über welche die Medien berichten, sowie vom SIG im Internet selbst recherchierte
Fälle. Als Grundlage nutzt der SIG dabei die Antisemitismusdefinition der International
Holocaust Remembrance Alliance. Für die Westschweiz erstellt die CICAD einen
eigenen Antisemitismusbericht, der jedoch methodisch vom Bericht des SIG abweicht.

Insgesamt werden im Antisemitismusbericht von 2019 523 antisemitische Vorfälle
verzeichnet. 38 Fälle fanden dabei in der «realen Welt» statt – ähnlich viele wie im
Vorjahr –, 485 Fälle entfielen auf den Online-Bereich, wohingegen dieser Wert leicht
unter dem Vorjahreswert zu liegen kam. Mit 95.6 Prozent machten antisemitische
Aussagen die Mehrheit der Vorfälle aus, es kam aber auch zu Beschimpfungen (1.9%),
Schmierereien (1.3%), Karikaturen (0.6%), Auftritten (0.6%) und sogar zu Tätlichkeiten
(0.2%). Inhaltlich handelte es sich meist um antisemitische Verschwörungstheorien
(36.5%), Israel-bezogenen Antisemitismus (31.0%), oder allgemeinen Antisemitismus
(die Verbreitung von antisemitischen Stereotypen; 29.0%), während die Leugnung oder
Banalisierung des Holocausts (3.5%) seltener war.

Der Bericht betonte insbesondere die Gefahr, welche von antisemitischen
Verschwörungstheorien ausgehen, könnten doch auf solche Theorien «reale Taten mit
gravierenden Konsequenzen folgen», wie etwa der rechtsextreme Anschlag im
deutschen Halle zeige, dessen Urheber ebenfalls Anhänger solcher
Verschwörungstheorien war. Darauf basierend forderten der SIG und die GRA, dass sich
Gesellschaft, Politik und Bildung vermehrt gegen die Verbreitung solcher Theorien
einsetzen sollten. Zwar begrüsste der SIG-Präsident Herbert Winter die vom Bundesrat
Anfang Oktober 2019 nach dem Anschlag in Halle zusätzlich zur Verfügung gestellten
CHF 500'000 für den Schutz von Minderheiten mit erhöhtem Risiko für
extremistische oder terroristische Anschläge, erachtete dies aber als zu wenig.
Schätzungsweise müssten jüdische Organisationen CHF 7 Mio. jährlich für
Sicherheitsmassnahmen aufwenden, folglich sollten sich auch die Kantone an den
entsprechenden Kosten beteiligen.

Auch in den Medien wurde die Situation jüdischer Gemeinschaften in der Schweiz und
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Europa thematisiert. Die Antisemitismus-Beauftragte der EU, Katharina von Schnurbein,
machte gegenüber der Sonntagszeitung ein Erstarken des Antisemitismus aus und
führte dieses auf die wachsende zeitliche Distanz zum Holocaust und die durch die
sozialen Medien sinkenden Hürde, sich antisemitisch zu äussern, zurück. 82

Kaum war das Jahr 2019 eingeläutet, griffen die Medien auch schon den ersten
politischen Dauerbrenner auf: das Verhältnis von Kirche und Staat. Die über Jahre und
Jahrzehnte auch in der Schweiz viel diskutierte Frage nach der Politisierung der Kanzel
wurde Anfang Jahr mit der Ankündigung über die Neugründung eines Think-Tanks
«Kirche/Politik» neuerlich aufgekocht. Dessen Initiatoren, der CVP-Präsident Gerhard
Pfister (ZG) und die Freiburger FDP-Stadtparlamentarierin und Theologin Béatrice
Acklin Zimmermann, stiessen sich gemäss dem Tages-Anzeiger an der
Selbstgerechtigkeit, mit der sich Kirchenleute bisweilen zu politischen Themen
äusserten und an der fehlenden Zurückhaltung hinsichtlich sachspezifischer
Stellungnahmen und Abstimmungsparolen. Aktive Positionierungen wie beispielsweise
von Bischof Felix Gmür zur Energiestrategie, von Grossmünsterpfarrer Christoph Sigrist
zur Durchsetzungsinitiative oder vom Zürcher Generalvikar Josef Annen zu den
Sozialdetektiven, aber auch Aussagen wie jene der Zürcher Synodalratspräsidentin
Franziska Driessen über die Unwählbarkeit der SVP oder die Absprache des
Katholischseins von SVP-Nationalrätin Natalie Rickli (ZH) im Rahmen der No-Billag-
Initiative waren mitunter Stein des Anstosses. Dieses Verhalten gleiche einem «tiefe[n]
Rückfall ins Mittelalter» und sei «politreligiöser Populismus», wie sich die Initiatoren
gegenüber dem Tages-Anzeiger äusserten. Es gehe ihnen nicht darum, die Kirchen
«politisch zu sterilisieren», diese könnten und sollten sich weiterhin einbringen. Es
stelle sich hier also weniger die Frage, ob sich die Kirchen einbringen sollten, sondern
vielmehr, wie sie es täten. Gerhard Pfister betonte, es gehe nicht an, dass Kirchen mit
biblischen Normen Politik machten, zumal die Kirchenleute oft nur schlechte
Kenntnisse über die Dossiers hätten und nur zu gerne ausser Acht liessen, dass es bei
der Tagespolitik um Kompromisse gehe. Die Kirchen könnten sich durchaus in die
Diskussion einbringen, seien in diesem Kontext aber lediglich eine unter vielen Stimmen
– und «keine bessere». Zudem beklagte Pfister, dass die Kirchen nebst dem
Kompetenzproblem auch ein Glaubwürdigkeitsproblem hätten: Durch ihr derartiges
Einmischen in die Tagespolitik scheuten sie sich davor ihr Alleinstellungsmerkmal – die
katholische Soziallehre – zu vertreten und wollten stattdessen wie alle anderen sein. So
würden sie aber lediglich noch zu «Sozialarbeitern» und damit auch verzichtbar. Acklin
Zimmermann plädierte dafür, dass sich die Kirchen wieder vermehrt auf die Ethik
zurückbesinnten und weniger über Moral diskutierten. Statt mittels politischer
Stellungnahmen sollten sie den Meinungsbildungsprozess vermehrt über ihr ethisches
Wissen und entsprechende Beiträge unterstützen. Zudem wünsche sie sich, dass die
Kirchen sich breiter und auch vermehrt mit eigenen Themen einbrächten, schliesslich
hätten sie sich lange genug lediglich auf bioethische Anliegen fixiert, was ihnen den
Vorwurf der Fokussierung auf Themen wie Abtreibungen und Homosexualität
eingebracht habe.
Mit ebensolchen Fragen wolle sich der Think-Tank nun einmal jährlich an einer
öffentlichen Tagung beschäftigen und in diesem Rahmen zugleich Wertbegriffe wie
Freiheit und Verantwortung oder Fragen der Menschenwürde diskutieren. Unterstützt
wurden die beiden Initiatoren von Bundesparlamentarierinnen und -parlamentariern
wie Eric Nussbaumer (sp, BL), Claudio Zanetti (svp, ZH) und Maja Ingold (evp, ZH) sowie
von Theologen verschiedener Konfessionen wie Alt-Abt Berchtold Müller,
Theologieprofessor Ralph Kunz und dem Glarner Kirchenratspräsidenten Ulrich
Knöpfel. Letztgenannter, der zugleich auch Ratsmitglied des SEK ist, zeigte sich auf
Anfrage der Online-Plattform Ref.ch bezüglich dieses Umstandes aber eher überrascht:
Knöpfel bestätigte gegenüber der Redaktion, dass er im November als Privatperson an
einem Treffen mit Pfister und Acklin Zimmermann teilgenommen habe und in diesem
Rahmen über Kirche und Politik diskutiert worden sei, dass aber gleich ein Think-Tank
gegründet wurde, sei ihm neu. Man habe in diesem Gespräch u.a. lediglich erwogen,
2019 eine Veranstaltung zu diesem Thema durchzuführen. Dennoch teile er
grundsätzlich das Anliegen der Initiatoren, dass die Kirche sich nur in Ausnahmefällen
zur Tagespolitik äussern solle.
Gänzlich anderer Ansicht war hingegen der Zürcher Neumünsterpfarrer Res Peter, der
sich ob der Forderung der Initiatoren nur wenig überrascht zeigte. Peter, der sich
selbst regelmässig in die politische Debatte einbringt – beispielsweise im Rahmen der
Selbstbestimmungsinitiative oder der Unternehmenssteuerreform III – meinte
gegenüber Ref.ch lediglich: «Es tut Politikern weh, wenn man konkret wird.» Es sei
durchaus gut, dass Ethiker differenziert abwägten und diskutierten, im Unterschied zu
ihnen sei es aber nun einmal seine Aufgabe als Pfarrer, Schlussfolgerungen zu ziehen
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und seine Überlegungen mit seiner Gemeinde zu teilen.
Die Diskussion um das neue Projekt wurde indes nicht nur zwischen den entzweiten
Kirchenvertretungen ausgetragen; auch auf Mitinitiator Gerhard Pfister prasselte einige
Kritik ein. Besonders die WOZ unterstellte ihm Bigotterie, da seine Kritik an den
Kirchenleuten lediglich situationsbedingt ausfalle. Während Pfister in seiner
Propagierung der Schweiz als ein christliches Land vor lauter Fixierung auf den
islamischen den christlichen Fundamentalismus vergesse, sei sein «Glaubensfass»
durch ein «Eintreten für ein Mindestmass an Grundrechten» – wie es beispielsweise in
der Asyldebatte vorgenommen worden war – zum Überlaufen gebracht worden. Die
weitläufigen und zumeist auch diffamierenden Kirchenpositionen im Rahmen der
Diskussionen um die «Ehe für alle» hätten hingegen nie zur Diskussion gestanden. Auch
stiess Pfisters Aussage, dass wir uns im Falle des Versäumnisses, Religion und Politik zu
trennen, einem «Gottesstaat à la Iran» näherten, auf grosse Kritik. Gemäss der WOZ sei
die Schweiz sehr weit von diesem Szenario entfernt. Es bestehe viel mehr die Gefahr,
dass die Schweiz zu einem Unrechtsstaat werde, wenn wir uns weiterhin um
Abstimmungsvorlagen bemühten, die offensichtlich die Menschenrechte tangierten.
Vor diesem Hintergrund sei es auch von Kirchenleuten nichts anderes als ein reiner
ziviler Akt, ihre Stimme gegen das Unrecht zu erheben. 83

Im Sommer 2019 gingen die Frauen in der Schweiz auf die Strasse, um ihr Recht auf
Gleichstellung einzufordern. So auch die Kirchenfrauen, die einem Aufruf des
Schweizerischen Katholischen Frauenbundes (SKF) gefolgt waren und sich im Juni den
Massen am Frauenstreik anschlossen. Bereits im Frühjahr hatte Vroni Peterhans,
Vizepräsidentin der rund 130'000 Frauen vertretenden Organisation gegenüber den
Medien verlauten lassen, dass die Kirchenfrauen Präsenz markieren werden. Pinke
Punkte mit der Aufschrift «Gleichberechtigung. Punkt. Amen.», selbstgebastelte pinke
Mitren und insbesondere pinke Stiefel sollten symbolisch aufzeigen, dass «die
Kirchenfrauen aus dem Sumpf der katholischen Kirche waten wollen [...], einem Sumpf
von sexuellem Missbrauch und Ungleichbehandlung der Geschlechter», wie Peterhans
vom St. Galler Tagblatt zitiert wurde. Unterstützung erhielt der SKF unter anderem von
der «IG feministische Theologinnen der Schweiz und Liechtensteins» und den
Evangelischen Frauen der Schweiz (EFS). 
Peterhans zeigte sich insbesondere von der Reformunfähigkeit und der von der
Männerdominanz geprägten Hierarchie der Kirche enttäuscht. Daher fordere man in
erster Linie eine Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau, die sich in der Öffnung
sämtlicher Ämter für die Frauen, mehr Mitbestimmung und weniger Hierarchie zeige.
EFS-Präsidentin Dorothea Forster teilte diese Anliegen und begründete die
Solidaritätsbekundungen der evangelischen Frauen darin, dass auch die Frauen in den
protestantischen Leitungsgremien untervertreten seien, obwohl sie das Pfarramt
bereits seit 50 Jahren ausüben dürften. Auch die Luzerner Theologin Jacqueline Keune
kritisierte in der NZZ, dass Frauen alleine aufgrund ihres Geschlechtes abgewertet und
ausgeschlossen würden. Gerade progressivere Frauen sähen – als einen möglichen Weg
mit dieser fortlaufenden Kränkung umzugehen –, lediglich noch den Austritt aus der
Kirche, was aber kaum zweckdienlich sein könne, da man so erst recht den Verfechtern
eines konservativen  Kirchenbildes die Deutungshoheit überliesse. Peterhans
erläuterte, dass die Frauen die Kirche trotz ihrer Fehler gern hätten, da sie ihnen eine
emotionale Heimat biete, gerade deshalb wollten sie sich am Streik beteiligen.
So werden sich die Kirchenfrauen zum einen am Streik selbst beteiligen, zum anderen
aber auch am darauf folgenden Wochenende vor und in den Kirchen auf sich
aufmerksam machen. Ginge es nach Peterhans, würden die Frauen gar einen Monat lang
streiken, um aufzuzeigen, wie wichtig sie für die Aufrechterhaltung des Betriebes sind
und wie viel unbezahlte Arbeit sie in den Gemeinden leisten. So sei die Zahl der
Pastoralassistentinnen in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen, aber obwohl sie
die gleiche Ausbildung absolvierten wie die Priester, hätten sie immer noch weniger
Befugnisse als diese. So dürften sie beispielsweise die Gottesdienste gestalten, Kinder
taufen und Ehen schliessen, nicht aber alle Sakramente – wie die Eucharistie, die
Beichte oder die Krankensalbung – spenden. Man wolle niemanden verletzen oder
Unschuldige bestrafen, aber dort wo es möglich sei, sollen die Frauen streiken. Im
Weiteren wolle man das Anliegen auch bei den Schweizer Bischöfen deponieren, da die
Reformbestrebungen schliesslich auch darauf abzielen würden, dass Frauen zu
Diakoninnen, Priesterinnen und Bischöfinnen geweiht werden könnten. Um dieses Ziel
erreichen zu können, müsse man zunächst menschen- aber auch männerfreundliche
Strukturen – beispielsweise die Abschaffung des Pflichtzölibats – schaffen, damit die
bestehenden Machtstrukturen aufgebrochen würden, denn aus der Politik und der
Wirtschaft wisse man, dass eine formale Gleichstellung alleine nicht ausreiche. Gemäss
der Aargauer Zeitung gebe es erste Anzeichen dafür, dass diese Anliegen auch von den
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Männern unterstützt werden. So begrüsse es etwa Felix Gmür, Präsident der Schweizer
Bischofskonferenz (SKB), wenn der Papst grünes Licht für die Weihe von Diakoninnen
geben würde, da diese die Vorstufe des Priesteramtes darstellt. Dem medialen Echo
zufolge komme dies aber für den Papst auch weiterhin nicht in Frage. 
Zwei Tage nach dem Grossereignis zeigten sich die Organisatorinnen äusserst erfreut
oder gar überwältigt von ihrem Erfolg. In seiner Medienmitteilung verkündete der
Frauenbund, dass unzählige Kirchenfrauen und -männer dem Aufruf gefolgt und am
Frauenstreik für die Anliegen eingetreten seien. Zudem habe der Streik auch im
Wesentlichen dazu beigetragen, dass man sich sowohl innerhalb der Schweiz, als auch
über die Landesgrenzen hinweg stark habe vernetzen können. Im Weiteren habe die
Schweizer Bischofskonferenz Gesprächsbereitschaft bekundet und bereits einen
Gesprächstermin festgelegt. Wie die Basellandschaftliche Zeitung Anfang August aber
berichtete, sei das Gespräch für die Kirchenfrauen nicht nur positiv verlaufen. Auch
wenn Hansruedi Huber, Medienverantwortlicher des Bistums Basel, angab, dass das
Gespräch mit Bischof Gmür das gegenseitige Verständnis gefördert habe, fiel das Urteil
von Elke Kreiselmeyer, Leiterin der katholischen Pfarrei St.Stephan Therwil/Biel-
Benken, eher nüchtern aus: «Ein Erfolg war das für uns Frauen nicht», zitierte die
Zeitung. Das Bistum habe zugesichert, dass man den Fokus neu auf kulturelle
Veränderungen legen und entsprechend gezielte Aus- und Weiterbildungen im Bereich
der Gleichstellung fördern wolle. Zudem würden die Berufsbezeichnungen
dahingehend angepasst, dass der Zusatz «Laie» und «Assistent» gestrichen werden,
damit die Unterscheidung von Geistlichen und Theologen entfalle. Auch wolle man die
Frage des Zölibats auf nationaler Ebene besprechen, da sich das Bistum sowohl
verheiratete Priester als auch Frauen am Altar vorstellen könne. Für Kreiselmeyer aber
wäre es tatsächlich dann ein echter Erfolg gewesen, wenn die Kirche anerkannt hätte,
dass Frauen das Recht haben, ihre Rolle zu definieren und der wissenschaftliche
Nachweis, dass die Situation der Frauen kein biblisches Fundament habe, auch
anerkannt worden wäre. Dennoch sei das Gespräch nicht gänzlich wirkungslos gewesen,
zumal man mit Felix Gmür jemanden habe, der zuhöre und grundsätzlich immer zu
Gesprächen bereit sei. Es gebe aber weiterhin noch viel zu tun. 84

Im Sommer 2019 verlagerte eine am Institut für Religionsrecht der Universität Freiburg
verfasste Studie den religionspolitischen Fokus vom nationalen auf die kantonalen
Parlamente. Max Ammann und Prof. René Pahud de Mortanges untersuchten für den
Zeitraum von 2010 bis 2018 eingereichte Vorstösse zu religionspolitischen Themen in 15
repräsentativ ausgewählten Kantonen. 
Insgesamt konnten die Autoren 140 parlamentarische Vorstösse ausfindig machen
(Höchstwert: 20 im Kt. Bern; Tiefstwert: 0 im Kt. Graubünden), die insgesamt 16
verschiedenen Parteien zugeordnet werden konnten. Über zwei Drittel der
eingereichten Vorstösse kamen von den vier Bundesratsparteien SVP, SP, FDP und CVP,
wobei die SVP mit 48 Vorstössen – also rund einem Drittel aller Vorstösse – mit Abstand
die aktivste Partei war und selbst die beiden zweitklassierten Parteien SP und CVP (je 20
Vorstösse) zusammengenommen noch übertraf. Hinsichtlich der
Religionsgemeinschaften fokussierten die Vorstösse in erster Linie den Islam (ca. 60%)
und das Christentum (ca. 30%), während das Judentum den Autoren zufolge in der
kantonalen Politik praktisch inexistent sei. Mit 33 von insgesamt 81 islamspezifischen
Vorstössen (CVP 9; FDP und SP je 6) und zehn von insgesamt 42 Einreichungen zum
Christentum (SP 7; FDP 5; CVP 3) dominierte die SVP die Religionsdebatte nachweislich,
wobei sie in der Islamdebatte einen deutlich grössen Unterschied zu den anderen
Parteien aufwies, was gemäss den Studienverantwortlichen durchaus ihrem
Parteiprogramm entspreche.
Innerhalb der Vorstösse, die das Christentum betrafen, benannten die Forscher die
Kirchenfinanzierung und die Kirchensteuern, die religiöse Neutralität, kirchliche
Feiertage und den Religionsunterricht als Kernthemen. Lediglich in einzelnen Kantonen
zur Diskussion standen hingegen Themen wie Kirchenglocken, Freikirchen oder die
Aberkennung des öffentlich-rechtlichen Status der römisch-katholischen Kirche.
Letzteres Anliegen sei gemäss den Autoren der einzige Vorstoss gewesen, der offen die
Privilegien einer christlichen Kirche angreife. Zusammenfassend zeige die Analyse auf,
dass den christlichen Kirchen zunehmend ein «säkularer Wind» seitens der Politik
entgegenwehe und ihre rechtliche und gesellschaftliche Stellung mit den eingereichten
Vorstössen meistens unter Druck gesetzt werde.
Dennoch stelle der Islam in der politischen Arena noch immer die umstrittenste
Religionsgemeinschaft dar, obwohl die Musliminnen und Muslime lediglich fünf Prozent
der Schweizer Wohnbevölkerung ausmachten und zudem eine sehr disperse
Gemeinschaft seien. Die mit dem Islam verknüpften Schlüsselthemen fokussierten
Vermummungsverbote und Kleidervorschriften, die öffentliche Anerkennung,
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islamische Institutionen im Allgemeinen, die Wertedebatte – insbesondere hinsichtlich
der Scharia – sowie die Radikalisierungs- und Terrorgefahr. Ammann und Pahud de
Mortanges kamen zum Schluss, dass ein Grossteil der eingereichten Vorstösse sehr
islamkritisch gewesen sei und dass die Legislativmitglieder offensichtlich grosse
Vorbehalte gegenüber der – in der Schweiz – vergleichsweise neuen Religion und ihrer
Anhängerschaft hätten. Die Debatte finde hierbei auf den zwei Ebenen der
institutionellen und der gesellschaftlich-kulturellen Einbindung statt.
Hinsichtlich der möglichen Auswirkungen religionspolitischer Vorstösse auf das
Religionsverfassungsrecht werden gemäss der Autorenschaft zwei politische Agenden
ersichtlich: Zum einen übe ein offensiver politischer Ansatz Druck auf die anerkannten
Kirchen aus und tendiere somit zu einem Abbau ihrer institutionellen Privilegien, was
sich früher oder später auf ihren rechtlichen Status auswirken könne. Zum anderen
bestehe gerade gegenüber neueren, nicht-christlichen Religionsgemeinschaften und
besonders dem Islam ein tendenziell defensiverer und auf Erhalt bedachter politischer
Ansatz, obwohl die Politik aufgrund verfassungsrechtlicher Vorgaben möglichst zu einer
Gleichbehandlung aller Religionsgemeinschaften angehalten wäre. Allerdings sei der
Wille hierzu und die damit einhergehende Einräumung ähnlicher Privilegien und
Rechte, wie sie den christlichen Volkskirchen zugesprochen werden, gegenwärtig nur
wenig ersichtlich. 85

Der Covid-19 bedingte Entscheid des Bundesrates, die Situation in der Schweiz ab Mitte
März 2020 als eine «ausserordentliche Lage» gemäss dem Epidemiengesetz
einzustufen, hatte auch zur Folge, dass Gottesdienste und andere religiöse
Veranstaltungen ab diesem Zeitpunkt verboten worden waren. Nationalrat Addor (svp,
VS) störte sich weniger am Verbot selbst, als vielmehr am Umstand, dass die in den
Folgewochen angekündigten Lockerungsmassnahmen für beispielsweise Museen,
Bibliotheken oder Sporttrainings bereist ab dem 11. Mai greifen würden, religiöse
Veranstaltungen aber nicht vor dem 8. Juni wieder durchgeführt werden könnten.
Daher wollte er am 6. Mai 2020 den Bundesrat mit der sofortigen Aufhebung des
Verbotes von Gottesdiensten und anderen religiösen Veranstaltungen beauftragen.
Für gläubige Schweizerinnen und Schweizer sei das Praktizieren ihrer Religion ein
wesentlicher Lebensbestandteil; für Katholikinnen und Katholiken gar eine Pflicht. Das
Festhalten an diesem Verbot – gerade über die bevorstehenden grossen christlichen
Festtage wie Auffahrt und Pfingsten – werde als ein unverhältnismässiger Angriff auf die
Religionsfreiheit und eine Ungleichbehandlung im Verhältnis zu anderen Aktivitäten
wahrgenommen.
Der Bundesrat beantragte am 1. Juli die Motion mit einer einfachen Begründung zur
Ablehnung: Am 20. Mai habe sich der Bundesrat aufgrund der positiven Entwicklung der
epidemiologischen Lage dann doch entschieden gehabt, die ursprünglich für den Juni
vorgesehene Verbotsaufhebung auf den 28. Mai vorzuverlegen. So gesehen dürften
Religionsgemeinschaften seit über einem Monat wieder Zusammenkünfte abhalten,
womit das Anliegen des Motionärs bereits erfüllt sei. In der Folge zog Addor seinen
Vorstoss ziemlich genau zwei Monate nach Einreichung bereits wieder zurück. 86
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In seinem jährlichen Antisemitismusbericht sammelt und analysiert der Schweizerische
Israelitische Gemeindebund (SIG) in Zusammenarbeit mit der Stiftung gegen Rassismus
und Antisemitismus (GRA) seit 2008 antisemitische Vorfälle aus der deutschsprachigen,
rätoromanischen und italienischsprachigen Schweiz. Die Vorfälle sammelt der SIG zum
einen über eine interne Meldestelle, andererseits werden auch Fälle aufgenommen,
über welche die Medien berichten, sowie vom SIG im Internet selbst recherchierte
Fälle. Als Grundlage nutzt der SIG dabei die Antisemitismusdefinition der International
Holocaust Remembrance Alliance. Für die Westschweiz erstellt die CICAD einen
eigenen Antisemitismusbericht, der jedoch methodisch vom Bericht des SIG abweicht.

Im Antisemitismusbericht für das Jahr 2020 verzeichnete der SIG insgesamt 532 klar
antisemitische Vorfälle (grenzwertige Fälle: 126). 47 der Vorfälle fanden in der «realen»
Welt statt, die restlichen 485 Vorfälle wurden online verzeichnet. Am verbreitetsten
waren antisemitische Aussagen (92.3%), Schmierereien (2.8%), Karikaturen (2.4%) und
Beschimpfungen (2.3%). Im Vergleich zum Vorjahr nahmen sowohl der Anteil
antisemitischer Verschwörungstheorien (2020: 46.7%, 2019: 36.5%) als auch der
allgemeine Antisemitismus, welcher die Verbreitung von stereotypischen Bildern über
die jüdische Gemeinschaft umfasst (2020: 36.9%, 2019: 29%) und Leugnungen oder
Banalisierungen des Holocaust (2020: 4.7%, 2019: 3.5%) zu. Israel-bezogener
Antisemitismus wurde dagegen weniger erfasst (2020: 11.7%, 2019: 31.0%), was der SIG
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darauf zurückführte, dass auf Grund der Covid-19-Pandemie der Fokus in den Medien
weniger auf dem Nahostkonflikt gelegen habe.

Da in den sozialen Medien teilweise unter echtem Namen strafrechtliche Aussagen
gemacht wurden, reichte der SIG insgesamt fünf Strafanzeigen ein. Einem spezifischen
Milieu könnten die Täterinnen und Täter derweil gemäss Bericht nicht zugeteilt werden
– von rechts- bis linksextremen Personen, radikalen Tierschützerinnen und -schützern,
Islamgläubigen oder eben auch von Personen aus der «Mitte der Gesellschaft» sei es im
Netz zu Antisemitismus gekommen.

Genauer untersuchte der SIG die Verschwörungstheorien, von denen während der
Covid-19-Pandemie eine Vielzahl entstanden war – wie etwa, dass jüdische Personen
das Virus absichtlich in die Welt gesetzt hätten. Jedoch seien diese Meinungen gemäss
Bericht innerhalb der Gruppierungen der Gegnerinnen und Gegner der Corona-
Massnahmen nicht mehrheitsfähig. Zudem wehrte sich der SIG gegen die
Instrumentalisierung und Verharmlosung des Holocaust durch Mitglieder dieser
Gruppierungen, als sie beispielsweise Parallelen zwischen den Massnahmen gegen die
Pandemie und dem Holocaust zogen.

Neben dem SIG-Bericht veröffentlichte die ZHAW in Zusammenarbeit mit der GRA eine
Studie zur Wahrnehmung von Antisemitismus in der Schweiz durch Jüdinnen und
Juden. Gemäss der Befragung von 487 Jüdinnen und Juden sei ein Grossteil der
jüdischen Gemeinschaft in der Schweiz mit Antisemitismus konfrontiert: 50 Prozent
gaben an, in den letzten fünf Jahren Antisemitismus erfahren zu haben, 75 Prozent
nahmen Antisemitismus in der Schweiz als ein zunehmendes Problem wahr. Die Studie
kam weiter zum Schluss, dass die Angriffe mehrheitlich online stattfinden und
Antisemitismus aus der «Mitte der Gesellschaft» komme. Insbesondere streng-
orthodoxe Jüdinnen und Juden seien regelmässig Opfer von Angriffen. Diese Angst
wirke sich konkret auf das Leben der jüdischen Menschen in der Schweiz aus, indem
beispielsweise ein Drittel der Befragten aus Angst vor Übergriffen auf dem Hinweg
jüdische Veranstaltungen meiden würden.
Der SIG betonte, dass er von einer grossen Dunkelziffer ausginge, da für den eigenen
Bericht beispielsweise nicht das gesamte Internet nach Antisemitismus durchsucht
werden könne und nicht alle betroffenen Personen nach einem antisemitischen Angriff
eine Anzeige erstatten würden. Die Studie der ZHAW konnte hier etwas Licht auf die
Dunkelziffer werfen. So gaben etwa 75 Prozent der Befragten an, dass sie Übergriffe wie
Belästigungen oder Beleidigungen vielfach nicht melden würden. Bei
Sachbeschädigungen oder physischer Gewalt liege die Meldequote dagegen bei 71.4
Prozent, respektive 63.6 Prozent. Dirk Baier, Leiter der ZHAW-Studie, hielt in der
Medienmitteilung zur Studie fest, dass es zentral sei, dass der Bund die
Sicherheitssorgen wahrnehme und in einen Dialog mit den jüdischen Gemeinschaften
trete, um entsprechende Lösungen für deren Sicherheit zu suchen. 87

Sprachen

2016 wurden die ersten Ergebnisse der bereits im Jahr 2014 erstmals durchgeführten
Erhebung zur Sprache, Religion und Kultur (ESRK) publiziert. Diese wurde im Rahmen
des neuen Volkszählungssystems realisiert und soll fortan im Fünfjahresrhythmus
wiederholt werden. Hierbei werden statistische Informationen über sprachliche,
religiöse und kulturelle Verhaltensweisen sowie deren Entwicklung in der Schweizer
Bevölkerung untersucht. Als Datengrundlage wird jeweils eine Stichprobe von 10'000
zufällig ausgewählten Personen aus der ständigen Wohnbevölkerung über 15 Jahren
gezogen. Die Studie soll u.a. auch dazu beitragen, dass gezielte politische Massnahmen
im Bereich der Mehrsprachigkeit, kulturellen Vielfalt und unzureichender Integration
getroffen werden können.

Im April wurden die ersten Ergebnisse des Teilbereiches Kultur veröffentlicht, welche
der Schweizer Bevölkerung ein reges und vielfältiges Kultur- und Freizeitverhalten
bescheinigen. Rund 70% der Bevölkerung besuchen mindestens ein Mal im Jahr
Museen, Konzerte, Denkmäler oder Kinos. Der Anteil der regelmässigen Besucher von
Kulturinstitutionen (mehr als drei Mal im Jahr) liegt indes bei rund 20%. Dabei gilt
insgesamt, dass junge Menschen und Stadtbewohner sowie Bevölkerungsteile mit einer
höheren Ausbildung das jeweilige Angebot häufiger nutzen als andere. Rund 85% der
Bevölkerung zeigen sich mit ihrem regionalen Kulturangebot zufrieden, wobei es auch
hier wiederum Unterschiede gibt: Bei Jungen, Landbewohnern und
Italienischsprachigen fällt die Zufriedenheit etwas tiefer aus. Dennoch würde eine
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Mehrheit der Befragten (58%) gerne öfter solche kulturellen Institutionen aufsuchen
oder Aktivitäten unternehmen, wobei gut die Hälfte (51%) Zeitmangel als
Hinderungsgrund angibt – v.a. unter 60-Jährige, ausländische Nationalitäten und
Landbewohner. Als weiteren Hinderungsgrund gibt rund ein Drittel der Befragten
fehlende finanzielle Mittel an. Bei den Freizeitaktivitäten finden insbesondere Wandern,
Ausgang mit Freunden und Sport grossen Anklang. Aber auch das gesellige
Beisammensein mit gemeinsamem Kochen und traditionellen Karten- und
Gesellschaftsspielen ist sehr beliebt. 

Ebenfalls im April wurden auch die ersten Ergebnisse des Teilbereiches Religion
veröffentlicht, welche auf eine grosse Diversität der einzelnen Praktiken und
Glaubensformen hinweisen – auf einem breiten Spektrum zwischen Religiosität und
Spiritualität. Die Vielfältigkeit, aber auch die Varianz, zeigt sich bereits in der Form des
Glaubens: Es gibt Befragte, die von der Existenz eines einzigen Gottes überzeugt sind
(Katholiken 59%, Reformierte 45%, andere evangelische Gemeinden 92%, Muslime
90%), aber auch solche, die an die Präsenz einer höheren Macht glauben (20–30%).
Gerade in der Gruppe der Konfessionslosen scheint die Spiritualität grossen Anklang zu
finden: Deren 12% verfolgten spirituelle Veranstaltungen über ein Medium (im
Fernsehen, am Radio, im Internet), deren 31% bzw. 41% glauben an die Gabe des
Heilens bzw. Hellsehens. Auch bei den Geschlechtern konnten gewisse Unterschiede
ausfindig gemacht werden: Frauen beten im Alltag häufiger und neigen auch eher dazu,
sich mit anderen Glaubensformen zu befassen (58% der Frauen glauben beispielsweise
an Engel, aber lediglich 37% der Männer). Sowohl für die Religiosität, als auch für die
Spiritualität gilt aber im wesentlichen, dass sie besonders in den schwierigen
Momenten des Lebens wichtig sind, wobei es zu deren Linderung gerade in Bezug auf
die spirituellen Praktiken regionale Unterschiede gibt: Heilende Personen haben für die
Westschweizer eine grössere Bedeutung als für die restliche Schweiz, wohingegen
Gegenstände mit heilbringender Wirkung in der Deutschschweiz beliebter sind.

Im Oktober folgten dann die ersten Ergebnisse zum Teilbereich Sprache, welche
aufzeigten, dass die Schweizer Bevölkerung mehrsprachig ist. Rund zwei Drittel der
Schweizer Bevölkerung spricht in ihrem Alltag – sowohl im öffentlichen als auch im
privaten Rahmen – mindestens einmal in der Woche zwei oder mehr Sprachen. Das
verbleibende Drittel (36%) belässt es hingegen bei einer Sprache. Die Dialekte nehmen
in diesem Zusammenhang für die Deutschschweiz 87% und für die italienischsprachige
Schweiz (Tessiner oder bündneritalienische Dialekte) 32% ein. Ausserhalb der eigenen
Sprachgrenzen verwendet jeder fünfte Deutschschweizer regelmässig Französisch, in
der Westschweiz hingegen sprechen lediglich 6% mindestens einmal die Woche
Schweizerdeutsch. Einen relativ hohen Stellenwert hat über die gesamte Schweiz
betrachtet die internationale Sprache Englisch (Deutschschweiz 43%, Westschweiz
38%, italienische Schweiz 30%). In der Deutsch- und Westschweiz ist das Englisch sogar
weiterverbreitet als die restlichen Landessprachen innerhalb der jeweiligen Region –
wobei dies nicht mit einer Verdrängung der Landessprachen gleichzusetzen ist,
sondern vielmehr auf die steigende Nutzung neuer Medien in bestimmten
Berufsgruppen zurückzuführen ist. Nebst dem Italienischen, welches zugleich eine
Landes-, aber auch Migrationssprache darstellt, finden wir als häufigste
Nichtlandessprachen das Spanische (6%), das Portugiesische (5%)  sowie die Sprachen
der Balkanländer (3%), wobei es anteilsmässige Unterschiede in den einzelnen Regionen
gibt. 88

Medien

Radio und Fernsehen

In den Jahren 2016 bis 2018 ist RTS angehalten, die Ausgaben um CHF 11,4 Mio. zu
drosseln, wobei CHF 7 Mio. der Einsparungen bei den Programmen erfolgen müssen.
Eine Folge davon war, dass RTS im November 2015 bekannt gab, die Sendungen von
RTSreligion ab 2017 aus dem Programm streichen zu wollen. Im Januar 2016 wurde eine
Petition bei der RTS-Direktion in Lausanne deponiert, die mit 23'000 gesammelten
Unterschriften forderte, diesen Entschluss rückgängig zu machen. Unterstützung erhielt
das Anliegen auch von Westschweizer Politikerinnen und Politikern, namentlich von
Nationalrätin Ada Marra (sp, VD), den Nationalräten Jacques-André Maire (sp, NE) und
Dominique de Buman (cvp, FR) sowie vom ehemaligen liberalen Waadtländer Ständerat
Claude Ruey. Dieser eindrücklich demonstrierte Rückhalt für die religiösen Sendungen
zeigte seine Wirkung; bereits einen Monat später gab RTS bekannt, eine für
Religionsfragen spezialisierte Redaktion in einem gewissen, finanziell verträglichen
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Rahmen beibehalten zu wollen. Ferner lud RTS seine beiden religiösen Partner, Cath-
Info und Médias-Pro, zur Teilnahme in einer Arbeitsgruppe ein, um die Programme von
RTSreligion ab 2017 unter den gegebenen Budgetrestriktionen zu definieren. 89

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Wenn man sich in der SP darüber uneins war, ob und wieweit man mit bürgerlichen
Parteien zusammenarbeiten könne, so sah sich die Christlichdemokratische
Volkspartei (CVP) von der Frage nach ihrem Standort im Spannungsfeld zwischen rechts
und links bedrängt. Die Polarisierung in der schweizerischen Politik – und die in CVP-
Kreisen wachsende Tendenz zu einem konservativeren Kurs – hatte schon 1978 zu einer
Reaktivierung der christlichsozialen Linken geführt. Diese verfügt traditionellerweise
auf Landes- wie auf Kantonsebene über eigene, mehr oder weniger stark ausgebildete
Organisationen. Ihr Dachverband, die Christliche Sozialbewegung der Schweiz,
beschloss zu Anfang des Jahres, ein hauptamtliches Sekretariat einzurichten; zugleich
trat er mit einem Informationsblatt («Der Funke») hervor. 

An einer Delegiertenversammlung der CVP im Februar, die zur Erinnerung an die zehn
Jahre zuvor beschlossene Parteireform wieder in Solothurn abgehalten wurde, kamen
die inneren Spannungen zur Sprache; dabei forderte Parteipräsident Hans Wyer, selber
ein Christlichsozialer, eine bessere Verwurzelung der CVP in der Arbeiterschaft. Dem
entsprach man durch eine Verstärkung der Christlichsozialen im Parteipräsidium; im
Herbst folgte eine Statutenrevision, die den «Vereinigungen» innerhalb der Partei die
direkte Abordnung von Vertretern in die Delegiertenversammlung zugestand. (Die
einzige «Vereinigung» bildet bisher die Christlichsoziale Parteigruppe. Die Revision
anerkannte auch die CVP-Vertreter in der Bundesversammlung wieder als Delegierte,
wodurch das 1970 eingeführte demokratische Repräsentationsprinzip eingeschränkt
wurde.) 
Die massgebenden Exponenten des christlichsozialen Flügels postulierten höchstens
eine Rückkehr zur konservativ-christlichsozialen Doppelorganisation, wie sie vor 1970
bestanden hatte (so etwa Guido Casetti, Präsident des CNG).
Ein Schritt in dieser Richtung wurde in Genf getan, wo sich nach einem
rechtsgerichteten Groupement des indépendants auch ein Groupement chrétien-
social bildete. Die Genfer CVP weist bereits Gruppen der Bauern, der Jugend, der
Frauen und der Ausserkantonalen auf.

In Freiburg kam es dagegen zu einer eigentlichen Spaltung: Die bisher mit der CVP
verbundenen Christlichsozialen des deutschsprachigen Sensebezirks vereinigten sich
mit dem 1966 entstandenen Parti indépendant chrétien-social zu einer selbständigen
Formation; dadurch erscheint die noch immer dominierende Stellung der Partei im
katholischen Stammland an der Saane ernstlich bedroht. (Zur Christlichsozialen Partei
zählen 10 von 130 Grossratsmitgliedern.)

Der Anspruch der CVP, auf eidgenössischem Boden eine eigenständige Politik der Mitte
zu verfolgen, erschien namentlich linken Kritikern nicht eingelöst. Vor allem wurde auf
eine eher konservative Haltung der christlichdemokratischen Ständeräte hingewiesen.
Wegen der Beschränkung des Mitbestimmungspostulats auf die Betriebsebene sowie
wegen der Zustimmung zum Saisonarbeiterstatut kamen aber auch Nationalräte unter
Beschuss, in der Saisonnierfrage sogar aus den eigenen Reihen. 

Progressiver wirkte demgegenüber ein von der Partei veröffentlichtes
Entwicklungshilfekonzept, das u.a. Vorkehren gegen die Kapitalflucht aus der Dritten
Welt vorsah (v.a. das radikalere Konzept der Jungen CVP). 90
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Verbände

Kirche, Religion

Der Schweizerische Evangelische Kirchenbund (SEK) wurde mit dem Inkrafttreten
seiner neuen Verfassung per 1. Januar 2020 zu «Evangelisch-reformierte Kirche
Schweiz» (EKS) umbenannt und damit «vom Kirchenbund zur Kirche» umfunktioniert,
wie die EKS in der entsprechenden Medienmitteilung erklärte. Die EKS sei dadurch aber
nicht als «Super-Kirche», sondern nach wie vor als Kirchengemeinschaft zu verstehen.
Durch die vorgenommenen Änderungen solle dem Protestantismus eine starke
gemeinsame Stimme verliehen werden. 91
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